
Etwa 50.000 Kultur-, Medien- und 
Filmschaffende haben laut ver.di 

auch nach der Gesetzesänderung 
von 2009 keine Chance auf Arbeits-
losengeld I in den Beschäftigungs-
pausen, obwohl viele von ihnen zeit-
weilig hohe Beiträge in die Solidar-
kasse zahlen. Das ist das Ergebnis 
einer Evaluation der Ist-Situation, zu 
der eine von connexx.av und ver.di-
BundesFilmVerband – neu: FilmUnion 
– in Auftrag gegebene Studie beige-
tragen hat.

Dass auch die geänderte Sozialge-
setzgebung und ihre rigiden Anwen-
dungsregeln zeitweilig beschäftigte 
Film- und Fernsehmacher näher an 
Hartz IV als an reguläres Arbeitslo-
sengeld bringen, belegt die aktuelle 
Studie, für die im ersten Halbjahr 
2011 Betroffene online befragt wur-
den. Nur 5,5 Prozent von ihnen, so 
das Ergebnis, konnten nach der No-
velle Arbeitslosengeld I beziehen. 

Auch wenn viele auf Basis der alten 
Regelung immer wieder Arbeitslo-
sengeld erhielten, erfüllte die Mehr-
heit die strengen Kriterien einer ver-
kürzten Anwartszeit nicht. 54 Pro-
zent der Antragsteller wurden zu-
dem von ihren Arbeitsagenturen 
»abgedreht und abgelehnt« – so 
auch der Titel der Untersuchung. 
Speziell die »problematische Kombi-
nation der Antragskriterien« sorgte 
dafür, dass die Regelung von 2009 
in der Praxis »wenig wirkungsvoll« 
sei, so Prof. Andrea Bührmann, un-
ter deren Leitung die Studie an der 
Uni Münster erarbeitet worden war. 
Die Befragung habe auch ergeben, 
dass in der Branche unterdurch-
schnittlich verdient werde und 41 
Prozent der Antwortenden auf öf-
fentliche oder private Transferleistun-
gen angewiesen sind. Für sich ge-
nommen, so die Soziologin, sei »die 
Verkürzung der Anwartschaft auf 

180 Sozialversicherungstage in 24 
Monaten eine sinnvolle Anpassung 
an die Beschäftigungsstrukturen« 
der bundesweit etwa 25 000 Film-
schaffenden, doch führe vor allem 
die bestehende Forderung nach 
mehrheitlich kurzen Beschäftigun-
gen zum Verfehlen der Kriterien, ge-

folgt von der eher willkürlich festge-
legten Verdienstgrenze. 

Auch ver.di hatte sich seit 2005 
mit der Aktion »5 statt 12« für eine 
Verkürzung der Anwartszeiten ein-
gesetzt. Da mit der Gesetzesände-
rung eine Evaluation nach drei Jah-
ren verbunden wurde, müsse nun 
dringend »genauer hingesehen« 
werden, erklärte Wille Bartz von con-

nexx.av bei einer Podiumsdebatte am 
24. Januar in der Berliner Urania. Al-
le eingeladenen Sozialpolitiker aner-
kannten »Schwächen im System«. 
Die Vertreter der Regierungskoalition 
versprachen »Weiterentwicklung im 
Bestehenden«, speziell eine baldige 
Verlängerung der Kurzbeschäfti-
gungsfrist von sechs auf zehn Wo-
chen. Die Opposition befürwortete 
weitergehende Änderungen. Die 
Grünen kündigten einen eigenen 
Gesetzentwurf an. Auch ver.di-, SPD- 
und Linke-VertreterInnen betonten 
den »Modellcharakter« solcher Re-
gelungen für kurzfristig oder prekär 
Beschäftigte quer durch alle Bran-
chen. Die Schutzfunktion durch die 
Arbeitslosenversicherung sei »gene-
rell in Frage gestellt«, erklärte Ange-
lika Krüger-Leißner (SPD). Die Veran-
stalter forderten »eine zweite Klap-
pe« für die Gesetzesregelung (siehe 
auch Mittelseiten). � neh
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Kreativ sollen sie sein, flexibel, ein 
Motor für die Wirtschaft: Berlin 

ist stolz auf sein »kreatives Potenzi-
al«, das 2008 in den Bereichen Kom-
munikation, Medien und Kulturwirt-
schaft 22,4 Milliarden Euro und da-
mit 16 Prozent an Berlins Gesamt-
umsatz erwirtschaftete.

Ja, es gehört eine Menge Kreati-
vität dazu, sich in diesen Zeiten als 
Freiberufler/in zu behaupten! Das 
fängt an bei der Idee, sich selbststän-
dig machen zu wollen. Unterstüt-
zung vom Staat? Glückssache! Der 
Gründungszuschuss, bis Ende De-
zember noch für alle Gründungswil-
ligen aus sozialversicherungspflich-
tigen Arbeitsverhältnissen eine Pflicht
leistung: von der schwarz-gelben 
Bundesregierung drastisch zusam-
mengestrichen. Protest und Einwän-
de der Gewerkschaft, der Oppositi-
onsparteien, des Bundesrates – ig-
noriert! Festanstellung vor Selbst-
ständigkeit heißt es jetzt wieder. Ei-
ne Existenzgründung etwa aus der 
Arbeitslosigkeit wird von der Arbeits-
agentur nur noch gefördert, wenn 
eine Vermittlung in eine offene Stel-
le nicht möglich ist. Im Diskurs der 
Arbeitsagentur heißt das »Vorrang 
der Vermittlung«. Diente (die Förde-
rung der) Selbstständigkeit lange als 

erfolgreiches Mittel, die Arbeitslo-
senstatistiken zu schönen, so wird 
es Gründungswilligen heute schlicht 
schwerer gemacht, sich für diesen 
Weg zu entscheiden.

Das gilt seit Jahresbeginn auch für 
die Absicherung der Selbstständig-
keit. Stichwort: freiwillige Arbeitslo-

senversicherung, oder wie es im 
Amtsdeutsch heißt: »Pflichtversiche-
rung auf Antrag«. Seit Jahresbeginn 
muss, wer sich aus eigenen Stücken 

gegen Auftragslosigkeit absichern 
will, mit Ausnahme von Neugründer/
innen im Monat satte 78,75 Euro im 
Westteil der Stadt bzw. 67,20 Euro 
im Ostteil berappen – egal, wie hoch 
das monatliche Einkommen ist. Das 
ist eine Vervierfachung der Beiträge 
seit dem Jahr 2010 – bei fast gleich-
bleibender Leistung im Fall des Ar-

beitslosengeldbezuges. Man stelle 
sich vor, ein Mini- oder Midijobber 
in Festanstellung wäre gezwungen, 
derart hohe Festbeiträge abzudrü-

cken! In Scharen haben freiberufli-
che Kolleginnen und Kollegen in den 
letzten Wochen diese Absicherung 
abgebrochen, indem sie einfach ihre 
Beiträge nicht mehr gezahlt haben 
(und damit eine Rechtslücke im Sys-
tem der über fünf Jahre laufenden 
Pflichtversicherung nutzten). Doch 
selbst wer sich für eine Weiterversi-
cherung entscheidet, ist damit kei-
nesfalls auf der sicheren Seite. Denn 
nun kommt die weitere Perversion: 
Wer zweimal die Leistung in An-
spruch nehmen muss, fliegt raus!

Dazu passt die Diskussion aus dem 
vergangenen Jahr, selbstständigen 
Aufstocker/innen nach zwei Jahren 
die Zuzahlung zu streichen. Viele 
Selbstständige sind doch lediglich 
angesichts miserabler Honorare ge-
nauso auf zusätzliches ALG II ange-
wiesen wie die mies bezahlten Fest-
angestellten, denen (und damit de-
ren Arbeitgebern) der Staat Zusatz-
leistungen bereitstellt! Und: Dass bei 
Streichung der ALG-II-Aufstockung 
aus Teilbezieher/innen Vollbezieher/
innen werden, hat man offenbar 
auch nicht mit bedacht. Motivierend 
für das Durchhaltevermögen in Flau-
tezeiten und die Kreativität jeden-
falls wirken solche Diskussionen 
nicht.

Auf ein Wort
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Wenn für  
Kreative der 

Amtsschimmel 
wiehert

Veronika Mirschel,  Referat Selbstständige  
in  der ver.di-Bundesverwaltung

Der Frage, warum es heute so 
kompliziert ist, eine Frau zu sein, 

ging Katja Kullmann 2002 mit »Ge-
neration Ally« nach und erhielt dafür 
2003 den Deutschen Bücherpreis für 
das beste Sachbuch. Warum es heu-
te so kompliziert ist, eine Haltung zu 
haben, ist der Untertitel ihrer neues-
ten Publikation. Diesmal nimmt sie 
die Kreativwirtschaft unter die Lupe 
und spricht aus eigener Erfahrung: 
Ihr journalistisches Handwerk hat 
Kullmann bei einer Nachrichtenagen-
tur erworben, und gewappnet mit 
den Tantiemen des Buches konnte 
sie sich dann die interessantesten 
Aufträge aussuchen, bis auch sie von 

der Realität eingeholt wurde. Zur Zeit 
der New Economy hatte sie eine fes-
te Redakteurinnenstelle bei einem 
Wirtschaftsmagazin und hat diese – 
im Vollbesitz ihrer geistigen Kräfte, 
wie sie sagt – gekündigt. Sie wollte 
fortan »weniger arbeiten, mehr ver-
dienen und nur noch interessante 
Dinge tun«. Das war ein halbes Jahr 
vor dem 11. September – noch be-
vor die gesellschaftlichen Faktoren 
der »Ober-« und »Unterschicht« in 
Form von »Heuschrecken« und Hartz 
IV-Empfängern ins öffentliche Be-
wusstsein zurückgekehrt sind, der 
Begriff »Prekariat« durch die Medien 
geisterte und bevor die Formel »ich 
bin gerade zwischen zwei Projekten« 
als Synonym dafür diente, dass im 
Freundeskreis jemand den Weg zum 
Amt antreten musste. 

Die »neuen Erwachsenen«, die die 
Autorin skizziert, wollten ein selbst-
bestimmtes Leben führen. »Manche 
haben die ersten Not-Runden beim 
Amt gedreht, als Aufstocker oder In-
terims-Hartzer mit Doktortitel, mit 
Fachabitur oder respektabler Ausbil-
dung im Rücken. Was für viele als 
Lebenskunst gedacht war, ist zur 
Überlebenskunst geworden.« Prag-

matismus heißt das neue Zauberwort 
und wird von vielen als ideelle Bank
rotterklärung angesehen. »Doch je-
der macht es artig mit sich alleine 
aus.« Aus Existenzangst werden Jobs 
angenommen, die man früher abge-
lehnt hätte. Hoffnungsvolle Freelan-
cer werden zu traurigen Tagelöhnern 
und unterbieten sich gegenseitig bei 
den Honoraren. 

Katja Kullmann legt dar, wie in den 
Verlagen der Kostendruck nach un-
ten durchgereicht wird: »Wir werden 
immer Journalisten finden, die es bil-
liger machen.« Die Erpressung freier 
Zulieferer sozusagen als Geschäfts-
modell. Je länger die Protagonistin 
des Buches, die viele autobiographi-
sche Züge zeigt, selbst »bei der 
Agentur beschäftigt« war, desto 
eher war sie auch bereit, nach dem 
Motto: »Ich war nicht mehr jung und 
brauchte das Geld« eine feste Stelle 
in einem Magazin anzunehmen. Die 
feste Stelle kann sie als »vielbeschäf-

tigte Ruhepause« mit regelmäßigem 
Einkommen nutzen, bis alle Redak-
teure und Grafiker verlagsweit ge-
kündigt werden und nur die Chef-
redakteure und Ressortleiter bleiben. 
»Gemeinsam mit der Leistung freier 
Kräfte werden wir auch künftig her-
vorragende Medienprodukte schaf-
fen«, heißt es. Statt einen Job aus-
zuüben, der ihren berufsethischen 
Grundsätzen widerspricht, und an 
den Schrauben zu drehen, die sie als 
Freie einst in die Knie zwangen, kün-
digt sie, obwohl ihre Stelle sicher 
war. Sie meint, dass sie jetzt bereit 
für das »Echtleben« ist. Katja Kull-
mann beschreibt nicht nur ironisch 
ihre Erfahrungen als Kreative, viel-
mehr analysiert sie als Soziologin 
auch die Auswirkungen der Arbeits-
welt und belegt dies fast so ausführ-
lich wie bei einer selbstverfassten 
Doktorarbeit. �Heidi Schirrmacher 

Katja Kullmann: Echtleben. Eichborn Ver-
lag. 256 Seiten. 17,95 Euro. ISBN 978-3-
8218-6535-5 (Ironie des Schicksals: Am 16. 
Juni 2011 berichten die Medien, dass der 
Eichborn Verlag Insolvenz angemeldet hat, 
noch bevor Katja Kullmann ihr Honorar 
vollständig erhalten hatte. Am 2. Dezember 
2011 wurde der Kaufvertrag für Eichborn 
von Bastei Lübbe unterschrieben.)

Buchtipp

Katja Kullmann

»Echtleben«

Eichborn verlag 2011

Ironisch-Analytischer 

Blick in die Arbeitswelt
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Die erste Ausstellung des Jahres 
2012 in der MedienGalerie be-

leuchtet Tatorte. Die Fotografien, die 
dort entstanden, sind »Dokumente 
rechter, rassistischer und antisemiti-
scher Gewalt«. Sie zeigen Berliner 
Straßen und Plätze, an denen sich 
seit 2002 mehr als 800 Übergriffe 
durch rechte und ausländerfeindliche 
Pöbler oder Schläger ereigneten. Oft 
geschah das Ungeheuerliche im Dun-
kel der Nacht, nicht selten aber auch 
am helllichten Tag und vor den Au-
gen von Passanten...

Beispiel Amendestraße in Reini-
ckendorf, 2007: Eine 45-Jährige 
überrascht einen Mann auf frischer 
Tat, der Hakenkreuze in den Haus-
eingang schmiert. Weil sie protes-
tiert, wird die Frau geschlagen, be-
raubt und kommt schließlich mit ei-
nem angebrochenen Nasenbein ins 
Krankenhaus. Beispiel Ostkreuz, 
2009: Ein Punk wird am sehr frühen 
Morgen von drei Männern beleidigt, 
geschlagen und getreten. Ein Lkw-
Fahrer bemerkt das und alarmiert die 
Polizei. Die Schläger entkommen, das 
Opfer wird ins Krankenhaus gebracht. 
»Leute, die den Vorfall beobachtet 
haben, griffen nicht ein«, heißt es 
mitunter auf den erläuternden Ta-
feln, manchmal aber auch: »Der Tä-
ter konnte aufgrund von Zeugenaus-
sagen ermittelt werden«. Die Tator-
te liegen über das ganze Stadtgebiet 
verstreut. Einige, der Alexanderplatz, 
der S-Bahnhof Lichtenberg oder die 
U-Bahnstation Samariterstraße, sind 
mehrfach aufgeführt. Andere – ein 
Gartenlokal in Zehlendorf oder der 
Kiessee Arkenberge – tauchen nur 
einmal auf. Die lakonisch beschrie-
benen »Fälle«, die sich hier ereigne-
ten, sind allemal beängstigend. 

Die Ausstellung, die ständig aktu-
alisiert wird, wurde von ReachOut 
erarbeitet, einer Opferberatung, die 
sich auch Bildung gegen Rechtsex

tremismus, Rassismus und Antisemi-
tismus auf die Fahnen geschrieben 
hat. (www.reachoutberlin.de) Sabine 
Seybt von ReachOut freute sich zur 
Eröffnung am 12. Januar, dass die 

Schau nun erstmals auch in Kreuz-
berg, wo das Projekt seinen Sitz hat, 
zu sehen ist. Die Ausstellung wurde 
2005 zunächst im Berliner Abgeord-
netenhaus und seither mehrmals 
jährlich gezeigt, hat Förderung durch 
den Berliner Senat und öffentliche 
Würdigung erfahren.

Die Schau hat nichts Spektakulä-
res. Sie betreibt fast Understatement, 

lebt wesentlich von Schwarz-Weiß-
Tafeln und knappen Texten. Die Fo-
tografien von Jörg Möller – alle im 
gleichen Format und Duktus gehal-
ten – sind unauffällig-alltäglich, wir-
ken beinahe langweilig. Sie zeigen 
Straßenfluchten, Kreuzungen, Plätze 
mit zufällig Vorbeigehenden, parken-
den Autos, belaubten oder kahlen 
Straßenbäumen, sie dokumentieren 
auch unbekannte Ecken, eine ver-
waiste Straßenbahnhaltestelle oder 
einen menschenleeren vergitterten 
Schulhof. Nichts deutet darauf hin, 
was dort ungeachtet aller Normalität 
auch passierte: etwas Ungeheuerli-
ches, ein Akt »zivilisatorischer Ver-
wahrlosung«, wie es im Vorwort des 
Begleitkatalogs heißt. Das Tatgesche-
hen hinter den Fotos erfährt der Be-
trachter erst durch die lakonischen 
Texte – zitiert werden Polizei-, Au-
genzeugen- oder Medienberichte – 
verknappt und nüchtern.

Opfer der nachträglich dokumen-
tierten Gewalttaten sind Migranten 
und Migrantinnen, Punks, Schwarze, 
Juden und Jüdinnen, Schwule, Lesben, 
Behinderte, sozial Benachteiligte... 
Um deren Würde geht es den Aus-
stellungsmachern, auch wenn keine 
oder kein einzige(r) Geschädigte(r) 
namentlich genannt oder abgebildet 
wird. Noch mehr geht es den Initia-
toren um ein Warnsignal an die Ge-
sellschaft, um die Aufforderung an 
jeden Einzelnen, nicht wegzusehen, 
Empathie zu zeigen und zu helfen, 
wo es möglich ist. Denn, so die Er-
fahrung der Berater von ReachOut: 
»Die Gleichgültigkeit, manchmal so-
gar die heimliche oder offene Zu-
stimmung der Unbeteiligten ist min-
destens genauso schmerzhaft wie 
die körperlichen Wunden«, die Op-
fer davontragen.� Neh

Die Ausstellung wurde von drei Diskussions
veranstaltungen begleitet und läuft noch 
bis 29. Februar. www.mediengalerie.org

Banal und gefährlich
Ausstellung »Berliner Tatorte« in der MedienGalerie eröffnet

Die Ausstellung auch zum Mitnehmen� Fotos: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

Die erste Schau 2012 zeigt Unspektakulär-Erschreckendes

Empathie gefordert

Warnsignal gegen die 

Gleichgültigkeit

Die von dem ehemaligen Berliner 
Senator und späteren Vorstands-

mitglied der Deutschen Bank Thilo 
Sarrazin mit seinem Buch »Deutsch-
land schafft sich ab« ausgelöste De-
batte ist mittlerweile fast 15 Mona-
te alt. Das von dem Autorenduo Tho-
mas Wagner und Martin Zander ver-
fasste Büchlein ist trotzdem noch mit 
Gewinn zu lesen. In zwölf gut fass-
baren Kapiteln spüren sie den ideo-
logischen Quellen nach, derer sich 
Sarrazin bediente. Darunter befinden 
sich die USA-Autoren Richard Herrn-
stein und Charles Murray, die 1994 
mit ihrem in rechtslastigen Kreisen 
gefeiertem Buch »Die Glockenkur-
ve« die These von der genetisch ver-

erbbaren Intelligenz verbreiteten. 
Statt Programmen zur Bekämpfung 
von Armut forderten sie mehr staat-
lichen Druck auf die Armen. Damit 
sprechen sie auch vielen Sarrazin-
Fans aus dem Herzen. Eine weitere 
seiner trüben Quellen ist der Human-
genetiker Volkmar Weiss, der bisher 
als Autor verschiedener rechtslasti-
ger Zeitungen und von der sächsi-
schen NPD-Fraktion als Gutachter in 
die Enquetekommission zur demo-
graphischen Entwicklung Deutsch
lands berufener Experte seine Thesen 
verbreitet. Mit der Sarrazin-Debatte 
sind sie auch in die Mitte der Gesell-
schaft gelangt. Wagner und Zander 
sensibilisieren ihre Leser dafür.

 � PEter Nowak
Thomas Wagner/Michael Zander: Sarra-

zin, die SPD und die Neue Rechte. Unter-
suchung eines Syndroms. Berlin: Spotless 
Verlag 2011, broschur, 160 S., 9,95 Euro, 
ISBN 978-3-360-02062-8

Buchtipp

T. Wagner/M. Zander:

Sarrazin, die SPD 

und die Neue Rechte

Spotless Verlag 2011

Suche nach Quellen� Foto: Spotless
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Die LiMA findet 2012 bereits zum 
9. Mal statt. Wie ist sie entstan-
den und wie hat sie sich in der 
Liga der größten Medienkongres-
se hierzulande qualifiziert?
Christoph Nitz: Angefangen hat al-
les 2002. Zwölf Zeitungsmacher sa-
ßen in einem kleinen Raum zusam-
men – bei einem 2-tägigen Work-
shop des Parteivorstandes der dama-
ligen PDS. 2004 hatte sich aus dieser 
Zusammenkunft bereits die erste Li-
MA-Wochenendakademie entwickelt. 
»Die technische Ausstattung war im-
ponierend«, schrieb damals das Mit-
gliedermagazin Disput, »zehn Rech-
ner standen zur Verfügung, und die 
Vorträge wurden mittels Videobea-
mer an die Wand geworfen«. Inzwi-
schen ist nicht mehr nur die Ausstat-
tung imposant: Die Linke Medien-
akademie e.V. ist zu einem Verein 
avanciert, der jedes Jahr den größten 
links-alternativen Medienkongress 
Deutschlands mit über 1000 Teilneh-
mern auf die Beine stellt.

Das Besondere an der LiMA sind 
nach wie vor die Offenheit und der 
Netzwerkgedanke. Debattieren, ver-
netzen, weiterbilden – das ist die 

Kernidee der LiMA. Wir wollen Men-
schen, die sich politisch, im Sinne von 
Willy Brandt, links von Union und 
FDP sehen, journalistisches Rüstzeug 
an die Hand geben und professio-
nellen Journalisten die Möglichkeit 
sich weiterzubilden. So wollen wir ei-
nen kritischen Journalismus voran-
treiben und dem Diskurs einer linken 
Mehrheit eine Plattform bieten.

2012 geht es um »Schnittstellen«. 
Wie ist das konkret gemeint?
Christoph Nitz: Die LiMA12 greift 
die Trends Digitalisierung und Multi-
Kommunikation auf und diskutiert 
die Schnittstellen zwischen Kultur, 
Medien und Gesellschaft. Dabei sind 
es im Wesentlichen drei Erkenntnis-
se, die die LiMA mit dem Schnittstel-
len-Thema zu einer Alternative in der 
Reihe der Medienkongresse machen. 
Erstens: An Schnittstellen entsteht 
echter Dialog. Zweitens: An Schnitt-
stellen entstehen Lösungen. Und 
drittens: Mit der Anzahl von Schnitt-
stellen wächst politischer Einfluss.

Was erwartet die Besucher an den 
fünf Veranstaltungstagen, was ist 
LiMA-Neulingen zu empfehlen 
und welche Programm-Highlights 
sind zu erwarten?
Christoph Nitz: An allen Tagen der 
LiMA finden Vorträge und Diskus
sionen im Rahmen der LiMAarena 
statt. Jeder Tag ist dabei einem an-
deren Schwerpunktthema gewidmet: 
Der Mittwoch gehört dem Thema 
Rechtsextremismus, am Donnerstag 
steht die globale Jugendbewegung 
im Mittelpunkt, Freitag ist der Tag 
gewerkschaftlicher Themen und 
Samstag geht es um die Belange der 
Netzwelt. Der Sonntag bietet Raum 
für Crossover-Projekte zum Thema 
Gender, Musik und Aktionskunst. 
Hier werden sich auch wieder einige 
bekannte Gesichter aus Kultur und 
Politik einfinden, um mit unseren Be-
suchern auf Augenhöhe zu debat-
tieren.

Zweiter großer Baustein des Kon-
gresses ist die LiMAwerkstatt. Sie 
bietet über 200 Workshops für An-
fänger, Fortgeschrittene und Profis: 
Wie schreibt man eine Pressemittei-
lung, wie einen Förderantrag? Was 
sind die Möglichkeiten von Creative 
Commons? Wie entsteht ein über-
sichtliches Layout? Ein gutes Foto? 
Ein Radiobeitrag, dem die Menschen 
auch zuhören? Die Workshops der 
LiMA geben Medienmachern und 
solchen, die es werden wollen, Wis-
sen und Handwerkszeug in allen 
Sparten mit auf den Weg.

Wer zum ersten Mal die LiMA be-
sucht, kann sich leicht an der Farb-
markierung für die Workshops orien

tieren und ganz nach eigenen Vor-
kenntnissen Basis-, Aufbau- oder 
Pro-Kurse belegen. Rechtzeitige An-
meldung und Buchung sind empfoh-
len. Für die Vorträge der LiMAarena 
ist keine Anmeldung notwendig, der 
Besitz eines Tickets genügt. ver.di-
Mitglieder können die Tickets ver-
günstigt erwerben, die ver.di-Zeit-
schriften sind Medienpartner der Li-
MA. 

Besonders interessant für sie wird 
der Freitag sein: Da findet das LiMA-
union camp statt. Es wendet sich an 
die Macherinnen und Macher von 
Betriebszeitungen, an Betriebsräte, 
Gewerkschafterinnen und Gewerk-
schafter. Professionelle Medien- und 
Öffentlichkeitsarbeit ist extrem wich-
tig, um die Interessen von Arbeitneh-

merinnen und Arbeitnehmern offen-
siv und erfolgreich zu vertreten. Ge-
rade in Arbeitskämpfen ist eine funk-
tionierende und medienwirksame 
Kommunikation Gold wert. Im LiMA-
union camp wird sehr praxisnahes, 
unmittelbar anwendbares Wissen 
vermittelt. Wie organisiere ich Kam-
pagnen, wie gestalte ich eine gute 
Pressearbeit, wie vermittle ich Stand-
punkte transparent und nachvoll-
ziehbar? Wir sind sicher, das union 
camp schafft Mehrwert, es wird in-
teressant sein und Spaß machen. 

Red.
Alle Infos unter www.lima12.de

B l i c k p u n k t

… und speziell für 

GewerkschafterInnen

Plattform für eine 

Linke Mehrheit …

LiMA-Chef Christoph Nitz präsentiert Ausgabe neun. � Fotos: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

Schafft Mehrwert und macht Spaß
Die Linke Medienakademie in Berlin: Bildung, Diskussion und Netzwerk	� Auch mit Brille nicht 

anders zu lesen

Am 13. Januar hat ver.di mit dem 
Zentralverband der Augenoptiker ei-
ne Tarifeinigung erzielt. Sie sieht vor, 
dass der 2007 vom Verband gekün-
digte Manteltarifvertrag zum 1. Ap-
ril dieses Jahres wieder in Kraft ge-
setzt wird. Der MTV soll bis 2013 
überarbeitet werden. Aktuell sollen 
folgende Änderungen gelten: Die 
bisher nach alten und neuen Bun-
desländern sowie Lebensalter gestaf-
felten Urlaubsregelungen werden 
vereinheitlicht. Der Urlaubsanspruch 
soll fortan generell 33 Werktage be-
tragen. Die Lohngruppenstruktur 
wird verändert. Statt bisher fünf wer-
den künftig nur noch vier Lohngrup-
pen tariflich geregelt.
Außerdem wurde vereinbart, bis 
2013 einen eigenen Manteltarifver-
trag für Auszubildende abzuschlie-
ßen sowie bis Mitte 2014 auch die 
Azubi-Vergütung tarifvertraglich zu 
regeln.
Bundesweit – außer für die Länder 
Hessen und Bayern – wurden zuletzt 
zum 1. Januar 2002 auch Lohn- und 

Gehaltstarife beschlossen. Diese 
wurden mittlerweile gekündigt und 
befinden sich seit Jahren nur in der 
Nachwirkung. Dazu geführte Tarif-
gespräche scheiterten bislang regel-
mäßig. Die Einigung vom Januar 
sieht nun eine Entgeltangleichung 
Ost an West bis 2015 vor. Im Durch-
schnitt steigen die Vergütungssätze 
ab 1. April deshalb in den neuen 
Bundesländern um sieben Prozent, 
ein weiteres Mal zum 1. April 2013 
um durchschnittlich 2,7 Prozent. Der 
Vertrag läuft bis 31. März 2014. Von 
dem Tarifergebnis sind rund 30.000 
Beschäftigte bundesweit erfasst. Die 
Selbstständigen sowie die Angestell-
ten bei den Marktführern Fielmann 
(nicht tarifgebunden) und Apollo Op-
tik (Haustarifregelung) sind davon 
nicht betroffen.� Red.

Tarifmeldung

Gestochen scharf
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Sterben müssen wir alle, das sagen 
wir so und glauben es zu wissen 

– eine Ahnung davon bekommen wir 
erst, wenn jemand stirbt, den wir ge-
mocht haben.

Ich habe nicht nur ihre Bücher ge-
mocht. Durch ihr Sterben ist mir be-
wusst geworden, dass Christa Wolf 
für mich auch etwas Wesentliches 
der DDR mit ihren Widersprüchen 
verkörperte: Glauben an und Einsatz 
für eine gerechtere Welt; Ent-Täu-
schung ob der Einsicht in die unbe-
lehrbare Borniertheit und Erbar-
mungslosigkeit ihrer politischen Ver-
treter; das Bemühen, selbst wahr-
haftig zu bleiben und das zu retten, 
was man ursprünglich gewollt hat-
te.

Aufrichtigkeit, Zweifel und Selbst-
zweifel – all das musste Christa Wolf 
später aber auch büßen: Stellvertre-
tend für uns DDR-Literaten wurde 
sie nach ’89 zur Person, die man un-
gestraft öffentlich schmähen durfte. 
Hinter dem Eifer, mit dem das pas-

sierte, ließ sich die uneingestandene 
Scham verbergen, vorher auch lite-
rarisch Zweitrangiges hochgelobt zu 
haben, nur weil es Kritik an der DDR 

enthielt. Christa Wolf wurde vorge-
worfen, sie habe sich zur morali-
schen Instanz aufgespielt, zu einer 
Art Führungsperson. Auf der Bühne, 

im Theater heißt es da: Den König 
spielen die andern. Bücher und ihre 
Autor/inn/en werden oft zur Projek-
tionsfläche ihrer Leser(innen). Das 
habe ich selbst zur Genüge erfahren. 
Da toben sich Verehrungswünsche 
ebenso aus wie Hass.

Ich bin nur fünf Jahre jünger als 
Christa Wolf; für die Verbrechen der 
Nazizeit habe ich mich, weil ich noch 
Kind war, nicht persönlich schuldig 
gefühlt, während sie sich in eigener 
Mitverantwortung wähnte, was auch 
ihr Schreiben prägte.

Irgendwelche Privat-Eskapaden 
sind von Christa Wolf nicht bekannt 
– sie hätten auch nicht zu ihr ge-
passt. Sich nicht aufspielen, aber den 
Mund aufmachen, wenn es notwen-
dig ist. Auch ihre Alltags-Normalität 
hat sie vielen Menschen sympathisch 
gemacht.

Nun ist sie nicht mehr ansprech-
bar. Christa Wolf – ihr Leben hat 
mich bereichert, ihr Tod hat mich er-
schüttert.�Charlotte Worgitzky

Sie ist unbestritten das älteste Mit-
glied des VS, wohl die älteste ak-

tive Schriftstellerin Deutschlands 
überhaupt: Elfriede Brüning, 101 
Jahre alt. 30 Bücher sind von ihr er-
schienen, mit einer geschätzten Auf-
lage von 1,5 Millionen. 

Als am 8.November vergangenen 
Jahres der Verband zu ihrem bemer-
kenswerten Geburtstag eingeladen 
hatte, war der Saal des Brechthauses 
in der Berliner Chausseestraße zum 
Brechen überfüllt, so viele waren ge-
kommen – Schriftstellerkolleginnen 
und -kollegen, Freunde, Leser, ver.
di-Mitglieder. Sie trafen eine Jubila-
rin von bewundernswürdiger geisti-
ger Frische. Auf Nachfrage erzählte 
sie mit voller, an Lesungen geschul-
ter Stimme Episoden aus den von ihr 
durchlebten fünf politischen Zeital-
tern. 

Dieses Leben heißt für sie schrei-
ben. Bereits mit sechzehn Jahren ver-
fasste sie erste Reportagen und Feuil-
letons. Die Zeit der schweren Welt-
wirtschaftskrise, in der eigenen Fa-
milie spürbar, war Thema ihres ersten 
Romans »Kleine Leute«, der gleich 
ein politisches Schicksal erlitt: bereits 
1932/33 vollendet, konnte er erst 
1970 gedruckt werden. Einen unver-
fänglicheren Liebesroman, »Junges 
Herz muß wandern«, schrieb sie im 
Frauengefängnis Barnimstraße, als 

»Hochverräterin« unter den Augen 
der Gestapo. Die Autorin war Mit-
glied der KPD, 1932 auch dem 

»Bund proletarisch-revolutionärer 
Schriftsteller« beigetreten. Ihr unver-
fälschter, am Alltäglichen orientierter 
Stil passte zudem nicht in das Lite-
raturverständnis der Nazis. – Der 
Neuanfang nach dem Ende des Fa-
schismus eröffnete für sie eine hoch-

produktive Zeit. Die Themen von 
»Damit du weiterlebst« (1949) über 
die ermordeten Mitglieder der »Ro-
ten Kapelle« bis »Lästige Zeugen« 
(1990) über Frauenschicksale im Gu-
lag umschließen deutlich ihren 
schriftstellerischen Interessenkreis.

Ihrem erfüllten Leben haben sich 
Sabine Kebir und Wolfgang Herz-
berg jetzt mit einem Monographie-
projekt zugewandt. – Elfriede Brü-
ning: »Ich bin überrascht, was sie 
alles herausfinden.« Vorausgegan-
gen war ein von beiden Autoren ver-
fasster Film, doch so erkenntnisreich 
er ist, haben die angesprochenen 

Sender bisher kein Interesse daran 
gefunden.

Am besagten Geburtstagsabend 
las Elfriede Brüning ihre amüsante, 
selbstironische Skizze »Friedhofsge-
danken« über Verhandlungen zur 
eigenen Beisetzung. Bis zum Alter 
von 91 konnte sie noch ihrer Leiden-

schaft frönen, Auto zu fahren. Nun 
schreibt sie nicht mehr, bestreitet 
aber noch immer Lesungen; die 
nächste ist für Mitte Februar im Ho-
henschönhausener »Studio im Hoch-
haus« vorgesehen. Bei soviel innerer 
Frische mag man von einem geseg-
neten Alter sprechen, doch beklagte 
die Befragte in einem Interview: »An-
sonsten gehe ich selten aus. Leider. 
Man vereinsamt. Meine alten Freun-
de fehlen mir.« 

Dennoch – ihre Themen und Figu-
ren waren immer nah am Leben plat-
ziert, ihr Stil unverbraucht, ihr Drauf-
blick unbestechlich. So bietet das 
Werk der Elfriede Brüning einen 
Querschnitt des von ihr durchlebten 
Jahrhunderts. Wir freuen uns, sie in 
unseren Reihen zu wissen.

Annemarie Görne

Zum Tod von Christa Wolf

Dieses lange Leben heißt schreiben
Elfriede Brüning las und berichtete an ihrem 101. Geburtstag

Die Schriftstellerin Christa Wolf verkörperte Wesentliches und Widersprüch-
liches. Sie starb am 1. Dezember 2011.� Foto: Susanne Schleyer/Suhrkamp

Blumen vom VS-Vorstand für die lesende Jubilarin.� Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

Querschnitt des 

durchlebten Jahrhunderts

Bewunderungswürdige 

geistige Frische
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Ein Spaziergang durch die Biblio-
thek der ersten brandenburgi-

schen Universität, der 1506 gegrün-
deten Viadrina in Frankfurt/Oder? 
Die gibt es zwar so nicht mehr, denn 
die Universität wurde 1811 nach 
Breslau/Wroclaw verlegt. Dennoch 
soll es bald möglich sein: Am Com-
puter durch ein digitales Gebäude 
wandeln, an virtuellen Regalen voller 
Bücher vorbei, die tatsächlich zu le-
sen sind, und zwar durch einen 
Mausklick.

Diese virtuelle Rekonstruktion, ein 
Vorhaben der heutigen Viadrina und 
der Unibibliothek in Breslau, ist eines 
von derzeit 923 Projekten an 638 
Institutionen in Deutschland, die 
durch 53 verschiedene Programme 
gefördert werden. Denn das ganze 
Kulturerbe – Handschriften, Bücher, 
Partituren, Bilder, Statuen, Filme, 
Tondokumente, Kataloge und ganze 
Museen – soll im Netz zugänglich 
sein. Ein Zukunftstraum, an dem 
weltweit gearbeitet wird, denn »was 
nicht im Netz ist, wird nicht in der 
Welt sein« und »in einem Schwarzen 
Loch des Vergessens« landen, hieß 
es bei der Konferenz »Ins Netz ge-
gangen – Neue Wege zum kulturel-
len Erbe« Ende 2011 in Berlin. 

Digitale Wege zum Kulturerbe bie-
tet seit 2008 die »Europeana« der 
Europäischen Union mit schon 20 
Millionen »Digitalisaten«. Auch eine 
»World Digital Library« von der 
UNESCO und der US-Library of Con-
gress ist mit über 4000 besonderen 
Exponaten im Netz, darunter 13 Pre-

tiosen der Staatsbibliothek Berlin. 
Nur das geplante zentrale Portal des 
deutschen Kulturerbes, die »Deut-
sche Digitale Bibliothek«, lässt noch 
auf sich warten.

In Deutschland sind die Staatsbib
liotheken München und Berlin an 
vorderster Front des Einscannens zu 
finden. Dabei arbeiten die Münchner 
bei Büchern seit 2007 mit Google 
zusammen. Entsprechend der föde-
ralen Struktur Deutschlands gibt es 
viele lokale und regionale Vorhaben 
und verschiedene thematische Kom-
plexe wie die »Judaica Europeana« 
an der Uni Frankfurt/Main oder die 

»Manuscripta Medievalia«, die mehr 
als 75.000 abendländische Hand-
schriften aus überwiegend deut-
schen Bibliotheken zugänglich 
macht. Die Staatsbibliothek zu Berlin 
(Stiftung Preußischer Kulturbesitz) ist 
daran maßgeblich beteiligt. Sie ar-
beitet auch mit der Uni Oxford beim 
Sammeln von Erinnerungen an den 
Ersten Weltkrieg zusammen und hat 
eine digitale Kooperation mit der Pol-
nischen Nationalbibliothek angekün-
digt. Kurz vor Silvester ist der Ver-
bundkatalog »B3Kat« der Bayeri-
schen Staatsbibliothek, des Biblio-
theksverbunds Bayern und des Ko-
operativen Bibliotheksverbunds Ber-
lin-Brandenburg als »Linked/Open 

Data« mit den Beschreibungen von 
über 23 Millionen Medien freigege-
ben worden.

Was noch fehlt in all den deut-
schen Bemühungen ist die Klammer, 
das von Kulturstaatsminister Bernd 
Neumann angekündigte Portal einer 
Deutschen Digitalen Bibliothek. Die 
DDB wurde im Dezember 2009 von 
der Bundesregierung mit einer Auf-
baufinanzierung von fünf Millionen 
Euro und einer jährlichen Summe 
von 2,6 Millionen durch Bund und 
Länder ausgestattet. Die Anschubfi-
nanzierung wurde inzwischen auf 
acht Millionen Euro aufgestockt. Die 
Deutsche Forschungsgemeinschaft 
DFG ist groß in die Förderung der 
Digitalisierung eingestiegen, etwa 
mit Kooperationsprojekten zum Ka-
talogisieren und Einlesen aller Früh-
drucke in Deutschland. 

Die Deutsche Digitale Bibliothek 
wird, wie die Koordinatorin des DDB-
Aufbaus, Ute Schwens von der Deut-
schen Nationalbibliothek Frankfurt 
am Main, sagte, wohl erst im Som-
mer 2012 im Netz sein. »Wenn wir 
online gehen, muss auch schon ein 
bisschen was drin sein.« Darunter 
versteht sie ein bis zwei Millionen 
digitale Exponate, also bis zum Vier-
fachen dessen, was die Staatsbiblio-
thek in München derzeit zu bieten 
hat. Die DDB werde das aufnehmen, 
was jetzt schon deutscher Beitrag in 
der Europeana sei und künftig als 
»Aggregator« dem europäischen 
Portal dienen. 

Susanne Stracke-Neumann

Im Netz oder im Schwarzen Loch
Digitalisierung des Kulturerbes in virtuellen Bibliotheken und Museen

Deutsche Digitale 

Bibliothek kommt

	� CinemaxX-Papier sehr 
aufschlussreich

Die Firmentarifverhandlungen zwi
schen ver.di und der CinemaxX AG 
stagnieren. Die zweite Verhandlung 
am 18. Januar 2012, zu der ein Eck-
punktepapier des Arbeitgebers de-
battiert werden sollte, wurde vom 
Unternehmen kurzfristig abgesagt. 
Nun soll es Mitte Februar weiterge-
hen. Die Gewerkschaftsseite kritisiert 
zudem die inhaltlichen Aussagen im 
Eckpunktepapier der Arbeitgeber als 
»sehr oberflächlich«. Forderungen 
der Beschäftigten nach einer Erhö-
hung des Urlaubsanspruchs, Anglei-
chung der Arbeitsbedingungen von 
Neubeschäftigten, Regelung der 
Mindestschichtlänge, rechtzeitiger 
Bekanntgabe der Wochendienstplä-
ne und anderem werden bislang ab-
gelehnt. Stattdessen schwebt den 
Kinobetreibern ein neuer, sehr flexib
ler Entgeltrahmentarifvertrag vor, der 
eine komplette Veränderung der Ta-
riftabelle enthalten soll.� Red.

	� Bundesdruckerei: 
Tarifrunde gestartet

Für die Beschäftigten der Bundesdru-
ckerei starteten am 18. Januar die 
Tarifverhandlungen 2012. Die Mit-
glieder der ver.di-Verhandlungskom-
mission trugen zu Beginn drei grund-
legende Forderungen vor: In einem 
neu abzuschließenden Tarifvertrag 
zur betrieblichen Altersversorgung 
sind die Beschäftigten mit Besitz-
stand 1 einzubeziehen. Bei den Ver-
handlungen über eine Umwandlung 
der vereinbarten Tariferhöhung von 
zwei Prozent ab August 2012 in eine 
dauerhaft variable Entgeltkompo-
nente sind die tariflichen Zuschläge 
auf Basis des geltenden Entgelttarif-
vertrags zu zahlen. Die Absenkung 
der geltenden 5-prozentigen Über-
stundenzuschläge auf das Niveau des 
Flächentarifvertrages der Druckin-
dustrie darf frühestens zum 31. De-
zember 2012 erfolgen.
In der ersten Verhandlungsrunde wur
de die Bildung von drei Arbeitsgrup-
pen vereinbart, die ab Anfang Feb-
ruar im 14-tägigen Rhythmus tagen 
sollen. Die Mitglieder werden sich 
dort mit den Themen Tarifvertrag be-
triebliche Altersvorsorge, Tarifvertrag 
mit Erfolgsbeteiligung und sonstigen 
manteltarifliche Themen beschäfti-
gen. � Red.

Tarifmeldungen

Links:
www.kulturerbe-digital.de 
www.ddb.de 
www.manuscripta-mediaevalia.de
www.europeana.eu 
www.wdl.org/en/ 
www.bib-bvb.de/open-data.html 
http://lod.b3kat.de/download/

Karikatur: 
Jan Tomaschoff/toonpool.com
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Es ist eine Studie, die Fragen stellt 
und keine fertigen Antworten pa-

rat hat. Eine Studie, die eine breite 
gesellschaftliche Debatte über die 
Entwicklung im Netz anstoßen will. 
So versteht der vor zwei Jahren ge-
gründete Verein »Sichere Identität 
Berlin-Brandenburg« (s. Sprachrohr 
1/2010) mit 22 Mitgliedern von der 
Bundesdruckerei über Sicherheitsfir-
men bis zu Fraunhofer- und Hoch-
schulinstituten, seine 48-Seiten-Bro-
schüre »Identität 2020 – Gesellschaft 
und Technologie im Umbruch«.

Arno Fiedler und Gregor Költzsch, 
Vizevorsitzender und Geschäftsfüh-
rer des Vereins, sind die Autoren der 
Studie, die in mehreren Diskussions-
runden der Vereinsmitglieder und 
des Master-Studiengangs Security 
Management der FH Brandenburg 
erarbeitet wurde. Dabei liegen die 
Schwerpunkte bei Trends im Identi-

tätsmanagament, in innovativen Da-
ten und Diensten, gesellschaftlich-
politischen Veränderungen und den 
Entwicklungen bei behördlichen 
Dienstleistungen in den nächsten 15 
bis 20 Jahren. 

Die Autoren warnen vor einem zu 
leichtfertigen Umgang mit den eige-
nen Daten, denn nicht vor allem 
durch staatliche Sicherheitsdienste, 
sondern durch kommerzielle Diens-
te wie Facebook und Google sehen 
sie eine zunehmende Tendenz, jeden 
Internet-User kenntlich zu machen. 
Durch Profiling, sprich Sammeln und 
Zusammensetzen der an verschiede-
nen Stellen abgegebenen persönli-
chen Daten, samt der zunehmenden 
Lokalisierung durch mobile Geräte 
könne der gläserne Bürger, vor allem 
aber der manipulierbare Konsument 
geschaffen werden. Technologische 
Innovationen können helfen, den 

Datenverkehr sicherer zu machen, 
wobei der Vorsitzende Ulrich Ha-
mann von der Bundesdruckerei auch 
den neuen Bundespersonalausweis 
dazu zählt. Außerdem habe die gro-
ße Diskussion darum das Thema der 
Datensicherheit sehr viel konsequen-
ter in die Öffentlichkeit gebracht, als 
es Fachkreisen vorher gelungen war. 
Der zweite Vizevorsitzende, Profes-
sor Jörg Krüger, verwies in der Pres-
sekonferenz vor allem auf die siche-
rere optische Vermittlung von Daten, 
da Licht zielgerichteter eingesetzt 
werden könne als Funkwellen.

Doch die Studie macht auch un-
missverständlich klar, dass große Si-
cherheit mit genauer Zuordnung ein-
hergehen könne, was es für Oppo-
sitionelle in Diktaturen schwerer ma-
chen würde, Widerstand per Internet 

zu organisieren, wenn ihre Netzak-
tivitäten eindeutig rückverfolgbar 
seien. Deshalb gehöre auch eine 
wählbare Teil-Anonymisierung zu 
den erstrebenswerten Aspekten, um 
Basisdemokratie im Netz zu leben. 
Gehe dies durch viele einzelne Inte-
ressengruppen zu sehr auf Kosten 
der repräsentativen Demokratie, sei 
allerdings eine Gegenbewegung mit 
dem Ruf nach mehr »Ordnung« 
nicht auszuschließen.

Insgesamt warnen die Autoren vor 
einem »Digital Divide« in mehrfacher 
Hinsicht: In diejenigen, die sich nur 
billige, unsichere Software leisten 
können, gegen eine Datensicher-
heitselite; die Konsumenten billiger 
Infoseiten mit maschinell erstelltem, 
unautorisiertem Content gegen 
hochwertigen, redaktionell abgesi-
cherten und glaubwürdigen Paid 
Content; das Infoproletaritat gegen 
die Infoelite; die Verfechter des Ur-
heberrechts am geistigen Eigentum 
gegen die bedingungslosen Konsum 
Fordernden.

Der Verein will mit seinen Fragen 
die Debatte um gesellschaftliche 
Kompromissvorstellungen der vielen 
auseinanderdriftenden Absichten 
weitertreiben und wird dazu Veran-
staltungen organisieren. Am Ende 
des Jahres 2012 sollen dann Hand-
lungsempfehlungen für Forschung, 
Wirtschaft, Politik, öffentliche Ver-
waltung, Medien, Bürger und Bür-
gerinnen stehen. 

Susanne Stracke-Neumann

www.sichere-identitaet-bb.de

Teilung im Netz spaltet 

die Nutzerschar

	� Harte Fronten bei 
dpa-Tarifrunde

Mit einer heftigen Konfrontation ha-
ben am 25. Januar die Tarifverhand-
lungen für die dpa GmbH begonnen. 
Die Gewerkschaften begründeten 
ihre Forderung nach vier Prozent 
mehr Gehalt für die rund 700 Be-
schäftigten. Die Geschäftsführung 
erklärte das für kontraproduktiv und 
nicht finanzierbar, legte aber kein ei-
genes Angebot vor. Man wies auf 
eine anhaltend schwierige Marktlage 
mit einem extrem aggressiven Mit-
bewerber hin. Dass die Gehaltsent-
wicklung bei der dpa im vergangenen 
Jahrzehnt deutlich hinter der allge-
meinen Lohnentwicklung in Deutsch-
land zurückgeblieben sei, konterte die 
Gewerkschaftsseite. DJV und ver.di/ 
dju fordern auch eine unveränderte 
Fortgeltung der dpa-Manteltarifver-
träge. Die Tarifverhandlungen sollen 
Anfang März in Berlin fortgesetzt wer
den. Die für 1. Februar vereinbarte 
Fortführung der Tarifverhandlungen 
für die dpa-Töchter wurde vertagt, 
um beiden Seiten Zeit zur internen 
Meinungsbildung zu geben. � Red.

	� Tariferhöhungen in 
der Buchbranche

Für die Beschäftigten in den Berliner 
Buchhandlungen und Buchverlagen 
ist zum 1. Januar 2012 die zweite Stei
gerungsstufe gemäß geltendem Ta-
rifvertrag wirksam geworden. Nach-
dem sich die Entgelte bereits zum 1. 
Juli des Vorjahres um 2,1 Prozent er-
höht hatten, folgt nun eine weitere 
Anhebung um 1,2 Prozent. In Unter
nehmen bis zu acht Beschäftigten, die 
seit Anfang 2009 die Mittelstands-
klausel in Anspruch genommen hat-
ten, steigen die Gehälter zu Jahres-
beginn 2012 um 2,8 Prozent.� Red.

	� Neuer ver.di-Vorstand 
beim rbb

Am 19. Januar hat die Mitgliederver-
sammlung des ver.di-Senderverban-
des im rbb einen neuen geschäfts-
führenden Vorstand gewählt. Ihm 
gehören gleichberechtigt Edi Hart-
mann, Marika Kavouras, Thomas 
Klatt, Matthias Reich, Jürgen Schä-
fer, Marion Weinfurter und Henriet-
te Wrege an.� Red.

Kurzmeldungen

Weder gläsener Bürger noch manipulierbarer Konsument!� Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

Die Zukunft der  
digitalen Schatten

Verein »Sichere Identität Berlin-Brandenburg«  
legt Studie zu Trends im Internet vor
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Nachlese zum Auftakt: 
ALG 1 Abgedreht und abgelehnt

So sieht die Praxis aus

»Die 42 Tage Regelung ist ein Witz! Ein Spielfilm dauert in der Regel 
genau knapp über 6 Wochen. Teilweise habe ich schon Anstellungen 
um 4 Tage gekürzt, damit ich noch die Chance auf verkürzte Anwart-
schaft wahre.« 
»Als Filmschaffender erwartet man von uns besondere Flexibilität, die 
auf der Seite der Sozialversicherung (ALG 1) nicht gegeben ist.« 
»Ich habe 7 Engagements gehabt, wovon nur 2 länger als 6 Wochen 
waren. Die Regelung sorgt dafür, dass wir weiterhin als Hartz-IV-Emp-
fänger enden. Man zahlt bei jedem Engagement die vollen Sozialleis-
tungen, aber einen Anspruch erwerbe ich nie.« 
»Es darf nicht sein, dass 180 Tage Arbeit mit zweierlei Maß gemessen 
werden und nur unter bestimmten Bedingungen zum ALG 1 führen!«
»Grundsätzlich ist es ein Kampf um SV-Tage. Ich muss ca. drei Mal im 
Jahr den gesamten Prozess der Anmeldung bei der AA durchlaufen.« 
»Nachdem ich mehrmals von angestellter Tätigkeit in die Freiberuflich-
keit (und zurück) gewechselt bin, waren jeweils meine Anwartschaften 
erloschen. Ich habe achtzehn Jahre in die Sozialsysteme eingezahlt und 
von dort nie einen Cent erhalten.«

Film-Tarifverträge in Bewegung

Ein schnelles Ergebnis: Nach nur zwei Verhandlungsrunden trat zu 
Jahresbeginn der FFS Tarifvertrag für auf Produktionsdauer beschäf-
tigte Film- und Fernsehschaffende in Kraft. Wochengagen werden ab 
Juli um 35 Euro, ab Januar 2013 um 10 Euro als Sockelbeträge erhöht, 
dazu kommt eine zweiprozentige Erhöhung. Positiv vor allem für ein-
kommensschwächere Berufsgruppen: Gagen unter 1000 Euro steigen 
durchschnittlich um 7,6 Prozent. Beim Kleindarstellertarifvertrag er-
höhten sich Gagensätze. Der Manteltarif blieb unverändert, Gesprä-
che darüber starten ab Anfang 2013.

Noch ohne Ergebnis: VTFF

Konträre Positionen in der zweiten Runde zum Tarifvertrag für Film-
technische Betriebe: Arbeitgeberverband VTFF will bisherige Arbeits-
zeit-Zuschlagsregeln abschaffen, fordert zuschlagsfreie Mehrarbeit, 
sieht keinen Spielraum für Tariferhöhungen… ver.di dagegen will fünf 
Prozent mehr Geld, den Ausbau des Langzeitkontos zu einem echten 
Zeitwertkonto… Die Ergebnisse der dritten Verhandlungsrunde am 
16. Februar lagen bis zum Druck des Sprachrohrs noch nicht vor.

Mängel erkannt, Lösungswege verschieden – die Debatte in der Ura-
nia Ende Januar (siehe auch Seite 1).� Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

Schrei vor Glück«, dem eigenen Werbespruch, mit 
dem sich Zalando in die Köpfe der Verbraucher 

eingegraben hat, mochte die Geschäftsführung des 
in Berlin ansässigen e-Commerce Unternehmens ange
sichts der Gründung eines Betriebsrates im Tochter-
unternehmen MyBrands Zalando eProductions GmbH 
im vergangenen Herbst nicht folgen. Doch mit Ent-
wicklungssprüngen im Zeitraffer, bei dem sich der 
Ende 2008 als Rocket Internet AG gestartete online-
Schuhshop zu einem Modeanbieter mit großen Wa-
renkörben ausweitete und in fünf Tochterunterneh-
men aufsplittete, wuchs die Zahl der Beschäftigten 
und die Notwendigkeit, ihre Interessen zu vertreten.

»Die Geschäftsleitung war sichtlich überrascht, als 
sie per Aushang von unserer Absicht erfuhr, eine Be-
triebsversammlung zur Vorbereitung einer Betriebs-
ratswahl einzuberufen«, erinnert sich Betriebsrats-
vorsitzender Christian Rose. Der wachsende Vorbe-
reitungskreis seiner Kolleginnen und Kollegen hatte 
dicht gehalten, teilweise über Codewörter wie Ba-
demeister oder Badeanstalt kommuniziert. 

Wie exotisch die Etablierung einer Interessenver-
tretung in Internetfirmen nach der Pleite von Pixel-
Park mit einem ersten Betriebsrat vor einem reichli-

Codewort Bademeister
Das eCommerce Unternehmen Zalando hat  
seit November 2011 einen Betriebsrat

Kathlen Eggerling, sowohl in Deiner 
Funktion einer ver.di-Fachsekretärin 
im Landesbezirk Berlin-Brandenburg 
als auch als Verantwortliche bei con-
nexx.av, der Interessenvertretung von 
Medienschaffenden in Rundfunk, 
Film, AV Produktionen und Neuen 
Medien, bist Du mit der sozialen Si-
tuation der dort Beschäftigten kon-
frontiert. Wie verändert sie sich?
Kathlen Eggerling: Gemeinsam ist den 
von mir betreuten Branchen, dass sie 
kleinteiliger geworden sind. Arbeitsbe-
dingungen wandeln sich stetig, damit 
differenziert sich die soziale Situation. 
Am Filmstandort Babelsberg beispiels-
weise, der in diesen Wochen das 100jäh-
rige Jubiläum feierte, sind trotz erfolg-
reicher Entwicklung heute nur noch 100 

Leute dauerhaft fest beschäftigt. Bei in-
ternationalen Produktionen aber findet 
man auf dem Filmgelände schon mal 
mehrere hundert auf Produktionsdauer 
Beschäftigte oder Freie – üblicherweise 
bei Tochterunternehmen ohne Tarifbin-
dung angestellt. Allerdings zahlen inter-
nationale Produzenten häufig verhält-
nismäßig gute Gagen. Problematischer 
wird es bei eng finanzierten Produktio-
nen, bei denen überwiegend Pauschal-
verträge unter Tarif, ohne Zuschläge und 
Arbeitszeitkonten ausgestellt werden. 
Betriebsräte, mit denen Forderungen 
durchgesetzt werden können, gibt es 
nur in großen Firmen wie Babelsberg 
oder der Bavaria München.

Entspricht der zu Jahresbeginn in 
Kraft getretene FFS-Tarifvertrag für 
auf Produktionsdauer beschäftigte 
Film- und Fernsehschaffende nicht 
genau den Bedingungen einer so ge-
wandelten Filmwelt?
Kathlen Eggerling: Ja, er mildert Wid-
rigkeiten ab. Filmschaffende sind pro Film 
immer nur kurz beschäftigt, tragen ein 
hohes Risiko und müssen flexibel bun-
desweit oft kurzfristig zur Verfügung 

Sozialer 	  Schieflage entgegenwirken
Interview mit Kathlen Eggerling      über gewerkschaftliche Interessenvertretung in der gewandelten Filmwelt
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chen Jahrzehnt bis heute anmutet, zeigt sich im Blog auf den Webseiten von ex-
citing commerce. »Den Hemmschuh Betriebsrat haben nur die weniger erfolgrei-
chen, sprich erfolgslosen Unternehmen«, postet ein Gegner betrieblicher Mitbe-
stimmung. Während ein Befürworter meint: »Ein Betriebsrat ist überhaupt nie 
eine Gefahr für ein Geschäft. Wenn doch, ist das Geschäft eine Gefahr für die Be-
legschaft.« In einem »gemeinsamen Miteinander zwischen Unternehmern und 

Angestellten« sieht ein weiterer Blogger »den bes-
seren Weg als den klassischen, 
ideologischen Betriebsrat des 
Betriebsverfassungsgesetzes«.

Genau diese Illusion gehabt 
zu haben, in einem jungen Un-
ternehmen mit ausschließlich 
jungen Leuten etwa auf Augenhöhe zu agieren, 
räumt Christian Rose ein. Der ausgebildete Fotograf, 
der seit 2010 für Zalandos online-Präsentation Pro-
dukte fotografiert, suchte mit Kollegen den Dialog 
mit der Geschäftsführung. Anlass war die Einfüh-
rung der Schichtarbeit. »Wir wollten an den zeitlichen 
Modalitäten was verändern, forderten eine Gehalts
anpassung. Leider blieb das Gespräch erfolglos.« 

Wirkliche Mitsprache ist nur zu erreichen, wenn 
sie institutionalisiert wird. Mit dieser Erkenntnis nahm 
Christian Rose den Kontakt zu Kathlen Eggerling 
vom ver.di-Landesbezirk Berlin-Brandenburg auf. Er 
sammelte Informationen zur Funktion und zum Eta-
blieren eines Betriebsrates, suchte Verbündete, die 
erste Schulungen bei ver.di erhielten.Die Betriebsrats
idee fand so großen Zuspruch, dass die allermeisten 
der knapp 200 Beschäftigten des Betriebsteils im 

November 2011 ihre Interessenvertretung wählten: sieben Betriebs-
ratsmitglieder mit dem 33jährigen Christian Rose an der Spitze. 

Seitdem hat der Betriebsrat viel zu tun, ist dabei, sich in einer Pri-
oritätenliste der wichtigsten Probleme anzunehmen. So den Fragen 
von Arbeitnehmerrechten, für die es »oftmals kein Bewusstsein gibt«, 
wie Rose feststellt. »Wir haben Werkverträge ausgemacht – viele 
Studenten oder Freiberufler arbeiten zeitweilig für Zalando –, in de-

nen kein Urlaubsanspruch drinsteht, und auf 
Veränderung gedrungen. Unseren Kollegen war 
nicht mal bewusst, dass sie einen solchen An-
spruch haben.« 

ver.di unterstützt den jungen Betriebsrat bei 
seiner fachlichen Profilierung. Auf der Agenda 

ganz oben steht die erste Betriebsversammlung. Die Beschäftigten 
brennen darauf zu erfahren, welchen Themen sich der Betriebsrat 
widmen will. Mit dem Hineinwachsen in die Verantwortung wird er 
sich Betriebsvereinbarungen zu speziellen Fragen zuwenden. Darü-
ber wurde bereits mit der Geschäftsführung gesprochen. Nach dem 
ersten Erschrecken über die Etablierung einer Mitarbeitervertretung 
verhält diese sich jetzt kooperativ, konstatiert Rose. Aufgrund der 
Beschäftigtenzahl ist er als Betriebsratsvorsitzender nicht freigestellt, 
bekommt aber keine Steine in den Weg gelegt, wenn er in Sachen 
Interessenvertretung unterwegs sein will und muss. Auch Gewerk-
schaftssekretärin Kathlen Eggerling registriert Kooperationsbereit-
schaft aus der Chefetage. »Es ist ein Lernprozess für beide Seiten.« 

»Wir wollen das bewegen, was unsere Kolleginnen und Kollegen 
beschäftigt und was sie mittragen«, sagt Christian Rose, der sich 
auch mit Vorurteilen »gewerkschaftlicher Fernsteuerung« auseinan-
dersetzen muss. »Wir haben uns unserer ureigenen Interessen an-
genommen. Und dabei fühle ich mich sehr wohl.«� B. Erdmann 

stehen. Durch Zeitkonten, eine Grenze 
für die tägliche Maximalarbeitszeit in den 
vergangenen Tarifabschlüssen und nun 
verhandelter Gagensteigerungen schafft 
ver.di Zug um Zug Verbesserungen. 

Auch der Komparsentarifvertrag 
zielt auf bessere Konditionen …
Kathlen Eggerling: Das stimmt, und 
auf dessen Basis sind Forderungen auch 
durchsetzbar. Dass er sowenig genutzt 
wird, beruht nicht auf inhaltlichen, son-
dern auf organisatorischen Problemen. 
Denn viele Komparsen und Kleindarstel-
ler sind nicht organisiert, ja glauben 
nicht einmal, dass ein solcher Tarifver-
trag überhaupt existiert. Das liegt auch 
daran, dass die meisten über Abrech-
nungsfirmen für die Filmproduktionen 
verwaltet werden. Wir haben begonnen, 
intensiver zu informieren, kommen aber 
schwer an diese Beschäftigten heran.

Zum Zeitpunkt unseres Gesprächs sind 
gerade die Verhandlungen zum VTFF-
Tarifvertrag für die filmtechnischen 
Betriebe ins Stocken geraten. Die Po-
sitionen von Arbeitgebern und Ge-
werkschaft scheinen konträr. 

Kathlen Eggerling: Auch hier ist vieles 
im Umbruch. Postproduktionsunterneh-
men beispielsweise sind stark betroffen 
durch die Umstellung von analog auf 
digital. Studiobetriebe liegen mit ihren 
finanziellen Möglichkeiten weit ausein-
ander. Dennoch gilt: Die dauerhaft unter 
schwierigen Bedingungen und mit ho-
hem Engagement arbeitenden Beschäf-
tigten in VTFF-Betrieben brauchen ein-
fach fairere Arbeitsbedingungen und 

eine bessere Entlohnung. Darauf zielen 
die ver.di-Tarifverhandlungen. 

Als Signal für eine Branche im steten 
Umbruch kann das Etablieren einer 
betrieblichen Interessenvertretung 
beim e-Commerce Anbieter Zalando 
gelten. Wie schätzt Du das ein?
Kathlen Eggerling: Im Bereich der 
Neuen Medien muss die Zeit reif sein für 
einen Betriebsrat, das hat meist mit ei-
ner bestimmten Phase des Unterneh-
menswachstums zu tun. Veränderungen 
werden eingeführt wie im Falle Zalando 
die Schichtarbeit. Mit neuen Hierarchie-
stufen verdrängt Intransparenz das fa-
miliäre Gefühl. An diesem Punkt ent-
steht häufig die Idee eines Betriebsrates. 
Bemerkenswert bei Zalando ist, dass es 
so schnell mit der Umsetzung ging, dass 
so viele bereit waren, sich zu engagieren. 
Der junge Betriebsrat erweist sich als 
pragmatisch, auch im Umgang mit der 
Geschäftsführung. Chefs können eigent
lich sehr stolz auf solch engagierte Be-
schäftigte sein – und als Gewerkschafts-
sekretärin bin ich das auch, denn das ist 
Interessenvertretung vom Feinsten.

Interview: Bettina Erdmann
Kathlen Eggerling
� Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de
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Der eigenen Rechte 
bewusst werden
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Die Dienstverträge, die die Senats-
verwaltung gerade neu fassen 

will, sind – mit Modifizierungen im 
Jahr 2001 – vor 30 Jahren zum ers-
ten Mal abgeschlossen worden. Ei-
nige der älteren Kolleginnen und 
Kollegen aus Westberlin erinnern 
sich noch an die Auseinandersetzun-
gen bei ihrer Einführung.

Anfang der 1980er Jahre mussten 
neue Dienstverträge eingeführt wer-
den, nachdem die vorher geschlos-
senen vom Bundesgerichtshof (BGH) 
für unwirksam erklärt worden wa-
ren. Die kassierten Vorgängerverträ-
ge waren »Vermittlungsverträge«. 
Musikschulen galten damals erklär-
termaßen als reine Vermittlungsin
stitute. Die Schulen schlossen keine 
Verträge mit den SchülerInnen, son-
dern vermittelten sie lediglich an die 
LehrerInnen und stellten Unterrichts-
räume zur Verfügung. Im Gegenzug 
mussten sich die Lehrkräfte verpflich-

ten, pro SchülerIn nicht mehr als 85 
DM im Monat für wöchentlich 60 
Minuten Unterricht zu verlangen. 

Gegen diese Art Verträge wurde 
mit Unterstützung der Gewerkschaft 
geklagt. Das war damals noch die 
Gewerkschaft deutscher Musikerzie-
her und konzertierender Künstler 
(GdMK) in der Gewerkschaft Kunst. 
Der Prozess ging durch drei Instan-

zen, bis der BGH entschied, dass die 
Vermittlungsverträge rechtswidrig 
waren. Unter Bezug auf den Fall ei-
nes Gummistrumpf-Fabrikanten(!) 
erklärte der BGH, die Vertragsfreiheit 
der Unternehmer dürfe nicht mit 
Preisobergrenzen eingeschränkt wer-
den. Damit war klar: Wenn das Land 
Berlin die Preise für den Musikunter-
richt bestimmen wollte, musste es 

die Lehrkräfte entweder im Anstel-
lungsverhältnis oder mindestens 
durch einen Dienstvertrag an sich 
binden und damit auch die Verpflich-
tungen gegenüber arbeitnehmer-
ähnlichen Personen übernehmen. 

Als der Senat den Lehrkräften da-
raufhin neue Verträge anbot, war die 
Enttäuschung groß: einheitliche Un-
terrichtszeiten von 45 Minuten, 
Schülerzuweisung durch die Musik-
schule ohne freie Lehrerwahl durch 
die Schüler, Verpflichtung zu Grup-
penunterricht und zur Stufeneintei-
lung durch die Musikschule sollten 
damit festgeschrieben werden. Die 
Musikschule – das war damals in der 
Regel eine pädagogische Angestell-
te als Leitung und eine Büroange-
stellte. Nach pädagogischen Ge-
sichtspunkten konnte dort niemand 
entscheiden. Außerdem sollte mit 
diesen Verträgen das Honorar für 
zehn Jahre festgeschrieben, das 
Dienstverhältnis aber monatlich 
kündbar sein.

Noch gab es an den meisten Schu-
len keine Lehrervertretung. Solche 
wurden nun in kürzester Zeit gebil-
det: Bessere Verträge könnten nur 
erkämpft werden, wenn die vorge-
legten nicht unterschrieben würden. 
Tausende von Eltern unterstützten 
das Anliegen der Lehrkräfte. Auch 
damals schon solidarisierten sich die 
Berliner Philharmoniker mit den Mu-
sikschullehrerinnen und Musikschul-
lehrern. An einer von der Gewerk-
schaft und der Lehrervertretung ein-
berufenen Versammlung in der 
Hochschule der Künste am 21. März 
1981 nahmen 400 Lehrkräfte teil. 
Die Versammlung lehnte die Verträ-
ge einstimmig ab.

Längst hatten auch die Zeitungen 
von den Auseinandersetzungen be-
richtet. Als offensichtlich war, dass 
eine große Zahl von Lehrkräften sich 
nicht einschüchtern ließ, gab der Se-
nat in letzter Minute nach.

Die Senatsverwaltung schrieb an 
alle Bezirke und erlaubte ihnen, die 
Verträge in mehreren Punkten in Ne-
benabreden und sogenannten »An-
merkungen zum Dienstvertrag« 
nachzubessern. Die wahrscheinlich 
folgenreichsten betrafen die Unter-
richtszeit und die Entscheidung über 
Einzel- oder Gruppenunterricht, die 
nun von Schülern und Lehrkräften 
getroffen werden konnte. Und die 
Musikschule verpflichtete sich, den 
Lehrkräften im Rahmen des Mögli-
chen Schüler zuzuweisen. Auch die 
Kündigungsfrist wurde verlängert.

Nur die Entschlossenheit der Mu-
sikschullehrkräfte hat vor 30 Jahren 
zu diesem Ergebnis geführt. � dre

Das Gummistrumpf-Urteil vor 30 Jahren 
Rückblick: Annehmbare Musikschullehrerverträge gab es in Berlin nie umsonst

… und Proteste im Sommer 2011� Foto: H. Müller-Staufenberg

Fachgruppe

M u s i k

	� Zur Abschaffung der 
Leiharbeit

Die Berliner Journalisten Andreas 
Förster und Holger Marcks wid-

men sich in ihrem gerade im Unrast-
Verlag erschienenen Büchlein »Zur 
Abschaffung der Leiharbeit« mit 
dem eigentlichen Boom-Sektor in der 
deutschen Wirtschaft. Die ökonomi-
schen Rahmenbedingungen dafür 
werden in mehreren Kapiteln nicht 
nur in Deutschland nachgezeichnet. 
Matthias Seiffert untersucht die Be-
dingungen für die Leiharbeit im EU-
Raum. Bisher ist Griechenland mit 
einem Anteil von 0,1 Prozent Leih-
arbeitern noch ein Schlusslicht. Das 
dürfte sich mit der Etablierung eines 
EU-Krisenprotektorats ändern. 

Mehrere Kapitel widmen sich den 
gewerkschaftlichen Diskussionen zur 
Leiharbeit. So hat das von der IG-
Metall initiierte Netzwerk »Zeitarbei-
terInnen – ohne Organisation macht-
los« (ZOOM) die anfängliche Losung 
«Leiharbeit fair gestalten« durch die 

Forderung »Gleiche Arbeit – gleiches 
Geld« ersetzt. Der Münsteraner So-
ziologe Torsten Bewernitz gibt einen 
kurzen Überblick über Widerstands-
aktionen gegen die Leiharbeit in 
Deutschland. Er erwähnt Proteste ge-
gen Leiharbeitsmessen und Jobbör-
sen, geht auf Leiharbeitsspaziergän-
ge ein, bei denen bekannte Firmen 
aufgesucht wurden, und erinnert an 
den Streik bei einer Leiharbeitsfirma 
2005. Das Büchlein gibt einen guten 
Überblick über die Debatte. 

Peter Nowak
Andreas Förster, Holger Marcks (Hg.), Knecht 
zweier Herren. Zur Abschaffung der Leih-
arbeit, Münster November 2011, broschur, 
78 S., 7,80 Euro, ISBN: 978-3-89771-112-9

	� Für Fairness am 
Arbeitsplatz

Während vor etwa 20 Jahren in 
der Arbeitswelt die Existenz 

von Mobbing häufig noch geleugnet 
wurde, überwiege heute die Hal-
tung: Klar gibt es Mobbing, aber 
nicht bei uns ... Mit einer Art Bestands
aufnahme startet dieses Werkbuch 
Mobbing, das psychische Gewalt am 

Arbeitsplatz als »bleibendes gesell-
schaftliches Problem« einordnet und 
zugleich Wege zu seiner Bewälti-
gung aufzeigt. Beleuchtet wird die 
inzwischen entstandene Infrastruk-
tur gegen Mobbing. Es geht um die 
Wirksamkeit regionaler Beratungs-
angebote, um professionellen the-
rapeutischen und juristischen Bei-
stand für Mobbing-Opfer, aber auch 
um Präventionsmöglichkeiten in der 
betrieblichen Praxis oder die Frage, 
warum die Bundesrepublik bislang 
kein umfassendes Anti-Mobbing-Ge-
setz hat. Besonders interessant sind 
exemplarische Best-Practice-Beispie-
le. Vorgestellt werden u. a. ein Kon-
fliktRat-Modell für Krankenhäuser, 
Erfahrungen psychosozialer Betreu-
ung bei der brandenburgischen Po-
lizei oder das Wirken von Fairness-
beauftragten dank einer Gesamtbe-
triebsvereinbarung bei Galeria Kauf-
hof. Als Autoren geben 30 Experten 
und Praktiker Einblicke in ihren Er-
fahrungsschatz.�  H.N.

Martin Wolmerath/Axel Esser (Hg.): Werk-
buch Mobbing. Offensive Methoden gegen 
psychische Gewalt am Arbeitsplatz, Bund-
Verlag Frankfurt/Main 2012, 320 S., gebun-
den, 29,90 Euro, ISBN 978-3-7663-6110-3

Buchtipps
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tern eigentlich welches Geld be-
kommt. Die Geschäftsführung geht 
von 80 Beschäftigten aus, die zum 
Teil noch Altverträge in Anlehnung 
an den ehemaligen BAT-Tarif im öf-
fentlichen Dienst haben. Wie viele 
das genau betrifft, ist aber auch un-
klar. Es fehlt jegliche exakte Daten-

Über ein Jahr hat es gedauert und 
mehrfacher Flugblattaktionen 

bedurft, bevor am 23. Januar Ver-
handlungen mit der Geschäftsfüh-
rung des Berliner Ensembles um ei-
nen Haustarifvertrag für die Beleg-
schaft am Schiffbauerdamm begin-
nen konnten. Besonders Beschäftig-
te der Bühnentechnik, von Beleuch-
tung und Ton oder in der Requisite 
waren auf ver.di zugegangen, um 
den jahrelangen tariflichen Stillstand 
zu beenden. Dabei monierten sie 
auch Niedriglöhne, prekäre Beschäf-
tigung und überlange Arbeitszeiten. 
Auf ver.di-Seite war Landesfachbe-
reichsleiter Andreas Köhn beim Ver-
handlungsauftakt dabei.

Ging es wenigstens nun richtig 
zur Sache?
Andreas Köhn: Das kann man lei-
der nicht sagen. Die Arbeitgebersei-
te war zwar mit sechs Vertretern er-
schienen, doch offenbar weiß am BE 
bislang niemand so recht, wer von 
den Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

grundlage. Wir gehen dagegen da-
von aus, dass wir für an die 120 Be-
schäftigte verhandeln. Über den Aus-
tausch von Grundpositionen sind wir 
in der ersten Runde nicht hinausge-
kommen, die Geschäftsführung 
scheint noch nicht einmal so recht 
vom Sinn der Verhandlungen über-
zeugt zu sein.

Das soll sich aus ver.di-Sicht aber 
ändern?
A. Köhn: Unbedingt. Die Beschäftig-
ten kritisieren ja vor allem auch, dass 
immer mehr theaterspezifische Tä-
tigkeiten nur mit Aushilfen, befristet 
Beschäftigten oder Leiharbeitern ab-
gewickelt werden. Prekäre Beschäf-
tigung an der Brecht-Bühne, das soll-
te sich eine Theaterleitung eigentlich 
nicht vorwerfen lassen. Wir haben 

nun zumindest verabredet, dass die 
Geschäftsführung bis 16. März eine 
Aufstellung aller Arbeitsverträge zu-
sammenträgt. Auf deren Basis soll 
dann im Mai weiter verhandelt wer-
den.

Und die ver.di-Forderungen be-
treffen vorrangig?
A. Köhn: Wir wollen im Interesse und 
Auftrag der Beschäftigten einen 
Haustarifvertrag mit Einkommenszu-
wächsen und transparenter Entloh-
nung, vor allem bei der Eingruppie-
rung. Außerdem geht es um die Ver-
besserung der Arbeitsbedingungen, 
besonders in Fragen der körperlichen 
Arbeitsbelastungen, der Arbeitszeit-
gestaltung und bei Gastspielen. 

Mit Hire-and-Fire muss Schluss ein. 
Die derzeit nicht gesetzeskonformen 
befristeten oder prekären Beschäfti-
gungsverhältnisse – einige Techniker 
haben schon den siebenten befris-
teten Jahresvertrag hintereinander 
– sollen in reguläre Stellen umge-
wandelt werden.� red.

zung um die neue Honorarordnung. 
»Wir als Kulturinistitutionen Berlins 
schließen uns den Forderungen, die 
ver.di ... formuliert, vorbehaltlos an. 
Sorgen Sie dafür, dass die Lehre an 
den Musikschulen nicht noch stärker 
ausgedünnt und erschwert wird, 
sondern dass die Festanstellungen 
an den Musikschulen wieder zuneh-
men«, wird Bildungssenatorin Schee-
res und Innensenator Henkel ins 
Stammbuch geschrieben. 

Der gar nicht friedvolle Weih-
nachtsbrief an die Landespolitiker 
kam zustande, weil sich der Vorstand 
der ver.di-Fachgruppe Musik in der 
aktuellen Auseinandersetzung mit 
dem Senat auch an die Berliner Phil-
harmoniker und andere Orchester 
gewandt hatte. Intendant Hoffmann 
holte daraufhin die genannten Amts-
kollegen ins Boot. 

»Die Senatsverwaltung für Bil-
dung, Wissenschaft und Forschung 
plant Strukturveränderungen inner-
halb der Berliner Musikschulen, 
durch die diese ihrem Bildungs- und 
Kulturauftrag nicht mehr gerecht 
werden können und mit denen sich 

Die Musikschulen sind als Institu-
tion unerlässlich, um musikali-

sche Bildung flächendeckend in al-
len Bezirken Berlins zu gewährleis-
ten. Wenn Sie diese Honorarord-
nung verabschieden, ziehen Sie sich 
aus der Verantwortung Ihres Bil-
dungs- und Kulturauftrages«, heißt 
es in einem Offenen Brief an den 
Senat, der von Prof. Jürgen Flimm 
(Staatsoper) , Martin Hofmann (Ber-
liner Philharmoniker), Andreas Ho-
moki (Komische Oper), Sebastian 
Nordmann (Konzerthaus Berlin), 
Heinz-Dieter Sense (ROC GmbH) 
und Christoph Seuferle (Deutsche 
Oper) unterzeichnet ist.

Mit dem ungewöhnlichen Schrei-
ben solidarisieren sich sechs Inten-
danten hauptstädtischer kultureller 
Flaggschiffe mit den Berliner Musik-
schullehrerInnen und unterstützen 
sie in der aktuellen Auseinanderset-

die bereits jetzt prekäre Situation der 
meisten Musikschullehrer weiter ver-
schärfen würde. Dies wird auch Fol-
gen sowohl für die musikalische Brei-
tenbildung – und damit auch für ein 
künftiges Konzertpublikum – als 
auch für die Ausbildung künftiger 
Berufsmusiker haben«, hatte Fach-
gruppenvorsitzender Lutz Fußangel 
das Problem geschildert. 

Hintergrund des aktuellen Streits 
sind Zweifel der Deutschen Renten-
versicherung am Status der Musik-
schullehrer als Honorarkräfte und 

die Forderung nach Klärung des Pro-
blems der Scheinselbstständigkeit. 
Die daraufhin von der Senatsverwal-
tung vorgelegte neue Honorarord-
nung für Musikschulen löse »weni-
ger das Problem Scheinselbststän-
digkeit«, sondern führe »vielmehr 
zu Verunsicherung und erheblichen 
finanziellen Einbußen für die Lehr-

Solidarisch mit den Musikschullehrkräften
Intendanten von Opern und Orchestern unterstützen KollegInnen im Streit um neue Honorarordnung

� Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de
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kräfte«. Honorarkräfte sollen statt 
der bisherigen Monatshonorare 
künftig Einzelstunden abrechnen. 
Hinzu kommt, dass Unterrichtsstun-
den, die vom Schüler auch kurzfris-
tig versäumt werden, nicht mehr 
durch ein Ausfallhonorar vergütet 
werden sollen, sondern generell 
nachzuholen sind. 

Mehr noch: Die Anpassung der 
Honorarsätze an die Erhöhung der 
tariflichen Entgelte für die Angestell-
ten des öffentlichen Dienstes soll ver-
schoben werden, im schlechtesten 
Fall um 19 Monate, was zu weiteren 
erheblichen Einkommensverlusten 
führen wird. 

»Obwohl die Lehrkräfte an Berli-
ner Musikschulen hochqualifiziert 
und engagiert sind, können die meis-
ten von ihrer Tätigkeit schon jetzt 
kaum leben«, erklärt ver.di. Trotz lan-
ger Wartelisten würden den Lehrern 
zudem zu wenige Schüler vermittelt. 

Das Land Berlin scheint hinsichtlich 
seiner Musikschulen kaum lernwillig 
zu sein, wie auch der Blick in die His-
torie im nebenstehenden »Gummi
strumpf«-Beitrag zeigt. � red.

Um uns selber müssen wir uns selber kümmern
Start der Tarifverhandlungen am Berliner Ensemble mit angezogener Handbremse

Einkommen zum 

Auskommen
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redaktionellen Einfluss des neuen Ei-
gentümers zu rechnen. Von Zentra-
lisierung und Synergieeffekten wird 
gesprochen. Auch die momentane 
Produktpalette soll möglicherweise 
erweitert und aufgestockt werden. 
Obwohl die Mitarbeiter hoffen, dass 
Madsack auf weitreichende Eingrif-
fe bei der MAZ verzichtet, sei das 
mit Blick auf die Konzernstrategie 
eher unwahrscheinlich, so der JAV-
Vorsitzende.

Dessen Blick reicht aber durchaus 
über den eigenen Betrieb hinaus. 
»Ich möchte mich politisch engagie-
ren und fühle mich bei ver.di eher 
zuhause als anderswo.« Von seiner 
neuen Tätigkeit im Landesbezirksju-
gendvorstand erhofft er sich nicht 
nur bereichernde persönliche Erfah-
rungen und eine Erweiterung des ei-
genen Horizonts. Er möchte vor allen 
Dingen mehr Gewerkschaftler auf 
die Straße bringen und Veranstaltun-
gen fördern. Er will Gleichaltrige stär-
ker ansprechen und sie zum Beispiel 
zur Mitwirkung beim europäischen 
Aktionstag gegen Kapitalismus am 
31. März 2012 ermutigen. Doch 

auch längerfristige Ziele hat er un-
bedingt im Blick: Forderungen wie 
die nach einem gesetzlichen Min-
destlohn hält er für wichtig, er will 
sich für unbefristete Übernahmen 
nach der Ausbildung stark machen, 
aber auch für eine Beendigung der 
Auslandseinsätze der Bundeswehr. 
»Solche Forderungen müssen wir 
Gewerkschafterinnen und Gewerk-
schafter immer wieder stellen und 
sie auch lauter in die Öffentlichkeit 
tragen.«

Lars will auch mithelfen, dass ver.
di noch machtvoller und ideenrei-
cher Stellung bezieht gegen Rechts, 
etwa gegen Naziaufmärschen wie 
sie in Dresden und Neuruppin statt-
finden. Auch andere bereits gut lau-
fende Aktionen könnten noch mehr 
Unterstützer gebrauchen. Etwa 
»RHYTHM AGAINST RACISM«. Bei 
dem Konzert, das am 30. April auf 
dem Potsdamer Luisenplatz stattfin-
det, wird ver.di mit einem Stand ver-
treten sein. Lars Kalkbrenner lädt 
alle jungen Kolleginnen und Kolle-
gen aus der Region ein, mitzuma-
chen und dabei zu sein. Der Lan-
desbezirksjugendvorstand von ver.
di bekommt mit ihm also motivier-
ten Nachwuchs, der weiß, was er 
will. � Julia Heise

schiedene Aufbauseminare und 
nahm an den Betriebsratssitzungen 
teil. Dass in den Sitzungen die Aus-
bildungsproblematik, sogar die Pro-
bleme einzelner Auszubildender zur 

Sprache kamen, dafür fühlte er sich 
als Jugendvertreter besonders ver-
antwortlich.

Die Übernahme der MAZ durch 
die Mediengruppe Madsack war in 

den vergangenen Wochen das be-
herrschende Thema im Unterneh-
men. Von dem Verkauf erfuhren die 
Mitarbeiter jedoch nicht zuerst von 
ihren Vorgesetzten, sondern »durch 
einen Journalisten, der telefonisch 
eine Stellungnahme von den Mitar-
beitern einholen wollte«. Für Lars 
Kalkbrenner nicht die einzige Ent-
täuschung. Das in Potsdam von den 
Mitarbeitern auch durch Tarifver-
zicht über Jahre angesparte Geld für 
eine dringend benötigte neue 
Druckmaschine scheint in die Ver-
kaufsmasse geraten zu sein. Aller-
dings ist nun auch mit verstärktem 

Er ist 23 Jahre jung und hat gerade 
seine Ausbildung bei der »Mär-

kischen Verlags- und Druckgesell-
schaft« beendet. Nun übernimmt er 
auch ein Mandat im ver.di-Landes-
bezirksvorstand: Lars Kalkbrenner. In 
seiner mündlichen Abschlussprüfung 
erreichte er volle 100 Punkte – ein 
Idealergebnis. Damit ließ er dem Ar-
beitgeber praktisch keine andere 
Wahl, als ihn in der Muttergesell-
schaft weiter zu beschäftigen – leider 
als einzigen von fünf Ausgelernten. 
Als Medienkaufmann Digital und 
Print ist Lars nun im Vertrieb der MAZ 
tätig und für Kundenbetreuung und 
Reklamationen zuständig.

Engagiert ist Lars Kalkbrenner je-
doch nicht erst seit Beendigung sei-
ner Lehrzeit. Er war schon vorher in 
der Jugend- und Auszubildendenver-
tretung aktiv. Zum wiederholten Ma-
le wurde er von den Auszubildenden 
und jungen Beschäftigten der MAZ 
unter 25 Jahren zum Vertreter ihrer 
Interessen gewählt. Wöchentlich 
mehrere Stunden in die Arbeit bei 
der JAV zu investieren, ist für ihn völ-
lig normal. Er besuchte auch ver-

Bei ver.di auch politisch zu Hause
Potsdamer bringt frischen Wind in den ver.di-Landesbezirksvorstand

Zukunft als  

zitterpartie

Mehr Engagement  

gegen Rechts

Lars Kalkbrenner: Gleichaltrige ansprechen� Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de
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Betriebsrat gewählt

Die knapp 80 Beschäftigten der Havelcom Telemarketing 
GmbH, der Tochtergesellschaft, die als Servicecenter, An-
zeigenvertrieb und Onlinedienstleister überwiegend für 
die Potsdamer »Märkische Allgemeine« tätig ist, haben 
Ende Januar erstmals einen fünfköpfigen Betriebsrat ge-
wählt. Das Vertrauen erhielten v.l.n.r.: Kay-Holm Grzegorz, 
Birgit Wagner; Kathleen Laudan (stellv. Vorsitzende), Arian 
Kaltenschnee sowie Grit Weigt (Vorsitzende). Die Interes-
senverteter werden sich nun vorrangig um die Ausgestal-
tung der Arbeitsbedingungen kümmern. Der in der Mut-
tergesellschaft Märkische Verlags- und Druckgesellschaft 
(MVD) bestehende Betriebsrat will, so Vorsitzende Karin 
Wagner, mit der neuen Interessenvertretung auf Basis der betriebsverfassungsrechtlichen Regelungen eng kooperieren.
Wie es in Verlag und Druckhaus der »Märkischen Allgemeinen« in Potsdam nach dem Verkauf an den Madsack-Konzern 
sonst weitergeht, ist noch weitgehend unklar. Zumindest präsentierten sich acht hochrangige Konzernvertreter am 12. 
Januar auf einer vom Unternehmen einberufenen Personalversammlung. Vor etwa 400 Beschäftigten informierten der 
Vorsitzende der Konzerngeschäftsführung Herbert Flecken und dessen für die MVD zuständiger Stellvertreter Thomas 
Düffert über vorgesehene Abläufe zur »Integration ins Unternehmen« bis Ende 2012. Nach Abschluss einer Orientie-
rungsphase soll demnach zu Beginn des zweiten Quartals ein detaillierter Zeitplan vorgelegt werden. Maßnahmen zur 
»Nutzung von Synergieeffekten«, auch Vorhaben zur Redaktionskoordination, wurden zwar angekündigt, aber noch 
nicht konkretisiert.�  Red.
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Auf einer Serviette einen Mund-
abdruck von dir gefunden« – 

ein Detail aus dem Alltag eines Ehe-
paares, das an gemeinsame Mahl-
zeiten und Gespräche erinnert. In 
dem neuen Buch »Untoter« der Ly-
rikerin und Malerin Aldona Gustas, 
das im Herbst 2011 in der Berliner 
Corvinus Presse erschien, sind es die-
se genauen Beobachtungen der Klei-
nigkeiten des Zusammenlebens, aus 
denen sie ihrem Mann, Georg 
Holmsten, ein literarisches Denkmal 
setzt. Der Berliner Journalist und 
Schriftsteller, der durch zahlreiche 
Romane, Monographien, seine »Ber-
liner Miniaturen« (1946) und »Die 
Berlin-Chronik« (1984) bekannt wur-
de, starb im Juli 2010 kurz vor Voll-
endung seines 97. Lebensjahres.

unsere Vergangenheit auf einen 
Teller gelegt
mit Brot und Wein gemischt
ergibt eine pulsierende Zeit
so viel Liebe habe ich nicht 
erwartet

Die 1932 in Litauen geborene Al-
dona Gustas floh mit ihrer Familie im 
Alter von neun Jahren während des 
Zweiten Weltkrieges nach Deutsch-

land und lebt seit 1945 in Berlin. Dort 
lernte sie 1951 Georg Holmsten ken-
nen, den sie ein Jahr später heirate-
te. Damals wusste Aldona Gustas 
noch nicht, in welche Richtung ihr 
Leben gehen sollte. Nur eines war 
klar: Ein typischer Frauenberuf oder 
ein Leben nur als Hausfrau und Mut-
ter kamen für sie nicht in Frage. 

Mit sechsundzwanzig Jahren be-
gann Aldona Gustas Gedichte zu 
schreiben; 1962 publizierte sie ihren 
ersten Gedichtband »Nachtstraßen« 
bei dem legendären Verleger V.O. 
Stomps. Seitdem hat sie zwanzig Ly-
rikbände veröffentlicht und an über 
einhundert Anthologien mitgearbei-
tet. Schnell hatte sie ihren eigenen 
Ton gefunden: knappe Momentauf-
nahmen, verdichtet in überraschen-
den poetischen Bildern, die zwischen 
Realität und Traum changieren. Über 
Berlin, die Stadt, die das Leben bei-
der Künstler prägte, hat die »poeti-

sche Spree-Chronistin« viele Gedich-
te geschrieben:

der Mond spielte
am Kurfürstendamm Gitarre
Sterne betätigten sich
als Stelzentänzerinnen
Passanten folgten Menzelwolken
bis in den Morgen
bemutterte uns die Nacht

Mit knapp vierzig Jahren begann 
Aldona Gustas zu zeichnen und zu 
malen. Sie fand auch in dieser Kunst 
rasch ihren eigenen Stil und hatte 
mit ihren aufs Wesentliche reduzier-
ten Zeichnungen und Ölgemälden 
Erfolg. 1972 gründete sie die Grup-

pe der »Berliner Malerpoeten«, zu 
denen u.a. Günter Bruno Fuchs, 
Günter Grass, Kurt Mühlenhaupt, 
Oskar Pastior, Robert Wolfgang 
Schnell und Wolfdietrich Schnurre 
gehörten. Als einzige Frau im Kreis 

dieser Doppelbegabungen organi-
sierte sie Ausstellungen im In- und 
Ausland und hielt die einzigartige 
Gruppe zusammen. In den siebziger 
Jahren engagierte sie sich auch in 
anderen Berufsverbänden, gehörte 
mit ihrem Mann zu den ersten Mit-
gliedern des 1969 gegründeten Ver-
bandes deutscher Schriftsteller (VS), 
initiierte in der Neuen Gesellschaft 
für Literatur (NGL) die Arbeitsgruppe 
Lyrik und leitete zehn Jahre lang die 

Fachgruppe Literatur der GEDOK 
Berlin (Gemeinschaft der Künstlerin-
nen und Kunstförderer). 

Ihre Gedichte sind für Aldona 
Gustas poetische Mosaiksteine ihres 
Lebens. So entstand in über fünfzig 
Jahren eine Art »Lebensgedicht«, 
dem sie mit ihrem jüngsten Buch 
»Untoter« die schmerzlichen, aber 
wesentlichen Facetten Abschied und 
Verlust hinzufügte. Die Malerpoetin 
wurde schon früh mit dem Tod kon-
frontiert – Bruder und Schwester 
starben als Kinder. Für sie hat der 
Tod nichts Bedrohliches, sondern et-
was Tröstliches. Sie hofft, diese letz-
te Erfahrung bewusst erleben zu 
können. 

ich esse und trinke
jeden Tag von deiner 
Abwesenheit
das Endliche gibt mir 
Abschiede von Dauer
in die Hand

Elf Jahre lang pflegte Aldona Gus-
tas ihren Mann, machte Notizen, die 
sie ihm vorlas, und sagte ihm, dass 
sie ihre Aufzeichnungen veröffentli-
chen wolle. Nach seinem Tod brach 
der Schreibfluss abrupt ab. 

ich kenne dich in- und auswendig
nur als Toten muß ich dich 
neu erfinden
das macht Arbeit

Im Sterbezimmer ihres Mannes 
ordnete und bearbeitete Aldona 
Gustas ihre Notizen und erlebte ei-
nen verwirrenden Dualismus: einer-
seits fühlte sie sich in Trauer, ande-
rerseits befand sie sich in einem in-
tensiven kreativen Prozess und er-
klärte: »Die Gefühle waren in der 
Wortkontrolle.« In der bibliophilen 
Ausgabe von »Untoter« stehen ihre 
Rede- und Suchgedichte neben 
Zeichnungen und Namenszügen von 
Georg Holmsten, die in den letzten 
Monaten seines Lebens entstanden. 
Es ist das einzige gemeinsame Buch 
der beiden Schriftsteller. 

ich habe vorgehabt dich für 
alle Zeiten
zu behalten
nichts dergleichen gelang

Diese Gedichte vereinen die per-
sönliche Trauer der Ehefrau mit dem 
genauen, poetischen Blick der Künst-

lerin, die sich mit diesem existentiel-
len Verlust auseinandersetzt.

das Leben mit dir teilen
habe ich genossen
den Tod mit dir zu teilen
steht mir bevor
teilen ein schönes Wort für Liebe

Für den endgültigen Abschied, mit 
dem jeder irgendwann konfrontiert 
wird, findet Aldona Gustas unge-
wöhnliche Bilder, die trösten können. 
Die Gedichte berühren, weil sie 
kaum wahrnehmbare Nuancen und 
Momente der Trauer in schlichten, 
klaren Worten festhalten. Ohne ih-
ren Mann, mit dem sie 58 Jahre ver-
heiratet war, will und kann sie ihren 
80. Geburtstag nicht feiern. Den-
noch sei hier ein doppelter Glück-
wunsch ausgesprochen: zum runden 
Geburtstag und zu diesem bewegen-
den Buch. � Jutta Rosenkranz

Poetische Mosaiksteine 

des eigenen Lebens

Fachgruppe

L i t e r a t u r

Lesenswert
Neuerscheinungen 
von VS-Mitgliedern

Claudia von Gélieu »Wie den 
Berlinern ein Bär aufgebunden wur-
de«, Geschichten aus Berlin. Illust-
riert von Anna Zunterstein, vbb 2011, 
ISBN 978-3-942476-20-1, 17,50 Euro

Harald Linstädt »Die vergesse-
nen Ostereier«, Titeltext Kinderan-
thologie in 4 Sprachen, Verlag Wiss. 
Bibliothek Liberec 2011, nur in Bib-
liotheken über »Fernleihe«

Harald Linstädt »Im Weihnachts-
spielzeugmärchenland«, Kinderbuch, 
REGIA Verlag 2011, ISBN 978-3-
86929-077-5
 
Harald Linstädt »Das Wiesen-
konzert«, Neuaufl. Hörbuch, PREE-
MUSIK/greybooks 2011, www.grey-
books.de

Harald Linstädt »Kalendermanns 
Vorschlag«, Kinderbuch, REGIA Ver-
lag 2011, ISBN 978-3-86929-105-5

Bernd Voigt / Harald Linstädt 
»arbora morgana oder für Bäume 
flüstern«, Foto-Text-Buch, Verlag epu-
bli 2011,ISBN 978-3-8442-1266-2

Regina Nössler »Auf engstem 
Raum« Thriller, konkursbuch Verlag, 
ISBN 978-3-88769-756-3

Poetische Spree-Chronistin�Foto: Rosenkranz

Gefühle in der Wortkontrolle
Zum 80. Geburtstag: Aldona Gustas und ihr beeindruckendes neues Buch 



s p r a c h r o h r 1  |  1214 B e r u f  &  G e s e l l s c h a f t

Egal, was draufsteht: In jeder Aus-
gabe der »Frankfurter Rund-

schau« ist seit sechs Monaten Man-
telinhalt aus Berlin drin. Im Berliner 
Verlag am Alexanderplatz wird be-
kanntlich seit August 2011 der Man-
telteil der weiterhin stark defizitären 
»Frankfurter Rundschau« (FR) mit-
produziert. Dazu kamen neun Re-
dakteure aus Frankfurt nach Berlin, 
behielten jedoch ihre Arbeitsverträge 
mit dem Druck- und Verlagshaus 
Frankfurt am Main (DuV). Zur Ver-
stärkung der gemeinsamen Redak-
tion von »Berliner Zeitung« und FR 
gab es in Berlin fast 20 Neueinstel-
lungen. Diese JournalistInnen und 
LayouterInnen wurden allerdings in 
der 2009 gegründeten DuMont Re-
daktionsGemeinschaft GmbH (ReGe) 
ohne Tarifbindung angestellt – zu 
deutlich schlechteren Konditionen. 
Die Integration der Neuen in den Ber-
liner Verlag erfolgte, so kritisiert der 
Betriebsrat, »unter massiver Verlet-
zung des Betriebsverfassungsgeset-
zes und ohne Klärung, ob die neuen 
Kolleginnen und Kollegen nur im 
Status von Leiharbeitnehmern be-
schäftigt werden«. 

Die Interessenvertretung am Ale-
xanderplatz hatte von der Geschäfts-
leitung mehrfach Klarheit darüber 
gefordert, ob die an der Mantelpro-
duktion beteiligten Gesellschaften 
einen »Gemeinschaftsbetrieb« im 
Sinne des Gesetzes bilden. Die Ant-

wort blieb aus. Auch über einen um-
fangreichen Regelungsvorschlag, 
den der Betriebsrat der Geschäfts-
führung des Berliner Verlages zur 
Klärung struktureller und wichtiger 
betriebsorganisatorischer Fragen 
schon im Juli unterbreitet hatte, woll-
te das Management lange nicht de-
battieren. Unter anderem wurden in 
dem Papier gleiche Entgeltregelun-
gen für alle am Standort Beschäftig-
ten, der Ausschluss von Auslagerun-
gen und betriebsbedingten Kündi-

gungen gefordert. Die Verweige-
rungstaktik der Geschäftsführung 
trieb die Interessenvertretung zu Kla-
gen vorm Arbeitsgericht. Dabei ging 
es auch um die Zugriffsrechte der 
neu Hinzugekommenen auf das 
hauseigene Redaktionssystem im 
Berliner Verlag. Dazu wurde im 
Herbst eine Einigungsstelle durchge-
setzt. In deren dritter Sitzung am 14. 
Dezember 2011 konnte eine Verein-
barung erzielt werden – mit ziemlich 
weitreichenden Folgen. Zunächst 
wird die geltende Betriebsvereinba-
rung zum Redaktionssystem geän-
dert, die neu hinzugekommenen 
Kolleginnen und Kollegen gelten de-
nen des Berliner Verlages gleichge-
stellt. Eine zusätzliche Erklärung der 
Geschäftsführung besagt auch, dass 
Berliner Verlag, DuV und ReGe einen 
Gemeinschaftsbetrieb bilden – ob-
gleich die RedakteurInnen bei dem 
Unternehmen angestellt bleiben, mit 

dem sie ihren Arbeitsvertrag abge-
schlossen haben.

Das sieht Betriebsratsvorsitzende 
Renate Gensch in mehrfacher Hin-
sicht als Erfolg: Zum einen sei sicher, 
dass die hinzugekommenen Beschäf-
tigten aus DuV und ReGe nicht als 
Leiharbeitnehmer angestellt sind. 
»Das gibt uns auch die Möglichkeit, 
mit der RedaktionsGemeinschaft Ge-
spräche aufzunehmen, um Entloh
nungsgrundsätze aufzustellen.« Das 
Niveau des Firmentarifvertrags sei er-
klärtes Ziel. »Andererseits ist nun 
auch gesichert, dass unsere Beschäf-
tigten aus der Berliner Verlags GmbH 
zumindest bis September 2013 nicht 
in die ReGe oder anderweitig ausge-
lagert werden dürfen. Das ist uns un-
geheuer wichtig«, so die Betriebs-
ratschefin. Allerdings sieht die Inte-
ressenvertretung wichtige Probleme 

noch immer ungeklärt: Zunächst die 
extrem gestiegene Arbeitsbelastung 
in der Redaktion. Des weiteren sei 
der Status der DuMont Digitale Re-
daktion GmbH noch ungeklärt. Soll-
ten deren Beschäftigte im Rahmen 
einer Konzernleihe von Frankfurt/
Main nach Berlin »ausgeliehen« sein, 
müsste für sie nach aktueller Gesetz-
gebung der Grundsatz »gleicher 
Lohn für gleiche Arbeit« gelten. 

Der Berliner Betriebsrat hat Aus-
künfte zur Entgeltstruktur der drei 
Unternehmen gefordert, die verwei-
gert wurden. Im Arbeitsgericht wird 
erst Ende Mai dazu verhandelt. BR-
Chefin Gensch fragt schon jetzt 
energisch, wieso im Rahmen einer 
»digitalen Bildungsoffensive« ausge-
rechnet die im Online-Bereich Täti-
gen schlechter bezahlt werden soll-
ten.� H.N.

Fachgruppe

M e d i e n

Ziel ist Niveau  

des Firmentarifs

Zum 19. Mal verleiht das Bündnis der Vernunft gegen Gewalt und Aus­
länder feind lichkeit das „Band für Mut und Ver ständigung“ an Menschen 
aus Berlin und Brandenburg, die durch ihr mutiges Eingreifen Mit­
bürgerinnen und Mitbürger vor rassistischen Gewalttaten beschützt oder 
durch ihre engagierte Arbeit zur interkulturellen und sozialen Ver ständigung 
beige tragen haben. Vorschläge können bis spätestens 1. März 2012 an 
Buendnis@Berlin­Brandenburg.DGB.de geschickt werden. Weitere Infor­
mationen finden Sie unter: www.respekt.dgb.de

Ausschreibung 2012 des Bündnisses der Vernunft 
gegen Gewalt und Ausländerfeindlichkeit.
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Eiskalter Protest
Trotz klirrender Kälte protestierten unerschrockene 
Potsdamer Ver.dianer Ende Januar vor der Buchhand-
lung der Schweizer Fachinformationen in der Landes-
hauptstadt. Sie solidarisierten sich so mit den 380 Be-
schäftigten der verlagseigenen Druckerei von C.H. 
Beck in Nördlingen und reihten sich in eine bundes-
weite gewerkschaftliche Aktion gegen die Tarifflucht 
des Verlages ein. Das renommierte Verlagshaus, das 
auch Literatur zum Arbeits- und Sozialrecht heraus-
gibt, hat für die  Druckerei die Tarifbindung gelöst. Mit 
einer Postkartenaktion an die Herren Beck und zur In-
formation der Kunden soll Druck gemacht werden, 
dass die Verleger zur Tarifbindung zurückkehren.

Kultur in Pankow

Also doch ein »Gemeinschaftsbetrieb« 
Betriebsrat des Berliner Verlags schlägt mit Justizias Hilfe Schneisen ins Chaos

Gegen drohenden Kulturabbau im 
Bezirk Pankow hat sich der ver.di-
Landesfachbereich gewandt. Dem 
Bürgermeister wird in einem Brief 
vorgeworfen, die Kultur im Stadtbe-
zirk »abwickeln« zu wollen. Von 
Schließung bedroht sind u.a. das 
Kulturzentrum im Ernst-Thälmann-
Park mit dem Theater unterm Dach 
und dem Club Wabe, die ehrenamt-
lich betriebene Kurt-Tucholsky-Bib-
liothek im Bötzowviertel, der Musik-
schulstandort in Buch, die dortige 
Stadtteilbibliothek sowie die Galerie 
Pankow. Protestiert werden kann 
auch über einen Online-Petition:  
http://www.openpetition.de/petition/
online/fuer-den-erhalt-der-kulturellen-
einrichtungen-in-berlin-pankow
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	 M e d i e n

Medientreff für dju-Mitglieder und 
freie Medienschaffende aus Privat
rundfunk, Film, AV-Produktion und 
Neuen Medien an jedem zweiten 
Dienstag im Monat ab 19 Uhr in 
Sloppy Joe’s Bar, Elisabethkirchstraße 
3 (zwischen S-Bahn Nordbahnhof 
und U-Bahn Rosenthaler Platz) siehe: 
www.dju-berlinbb.de

Tagesseminare
•	 »Existenzgründung für Journalisten, 
Medienberufler und Künstler« am 13. 
März. Es werden Kenntnisse zu frei-
beruflicher Existenz in Medien- und 
künstlerischen Berufen vermittelt, z.B.: 
Existenzgründung aus der Arbeitslo-
sigkeit, Förderungsmöglichkeiten, so
ziale Absicherung für Freie (Künst-
lersozialkasse), betriebswirtschaftli-
che und steuerliche Aspekte, Ge-
meinschaftsgründungen. Referent: B. 
Hubatschek, MKK-Consult, Raum 5.12
•	 »Selbstvermarktung freier journa-
listischer Arbeit« am 10. April. Die 
Veranstaltung wendet sich an Freie, 
die den Einstieg in den Markt frisch 
vollzogen haben oder sich neue Me-
dien erschließen wollen. Tipps gibt’s 
zu: Kontaktaufbau, Marktbeobach-
tung, Honoraren, Marktpreisen, Infor
mationsbeschaffung, Mehrfachver-
wertung, Gemeinschaftsgründungen. 
Referent: B. Hubatschek, Raum 4.12
•	 Zeit & Ort jeweils: 9.30 bis 16.30 
Uhr, Köpenicker Str. 30, 10179 Berlin, 
Anmeldung: E-Mail: Andreas.Koehn 
@verdi.de, Tel.: 030/88 66-41 06, 
ver.di-Mitglieder zahlen 13, Nicht-
mitglieder 50 Euro.

Actorstable für Darstellerinnen und 
Darsteller der Film- und Fernsehbran-
che an jedem ersten Montag im Mo-
nat ab 18 Uhr im Café Rix, Karl-
Marx-Str. 141 (direkt U-Bhf. Karl-
Marx-Str.) Rückfragen: Tel. 030-8 34 
16 01, Evelin Gundlach.
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»Alte-Barden-Runde«: Jeden zwei
ten und vierten Mittwoch im Monat 
um 15 Uhr im Restaurant »Alter 
Krug«. Dahlem, Königin-Luise-Str. 
52, 14195 Berlin.

	 L i t e r atu r

VS-Stammtisch: Jeden ersten Don-
nerstag im Monat im »Terzo Mondo«, 
ab 19 Uhr, Grolmannstr. 28, zwei Mi-
nuten vom U-Bhf. Uhlandstraße (U 15) 
o. vom S-Bhf. Savignyplatz entfernt.

Lesemarathon In der Woche vom 
19. bis 23. März 2012 findet der 
diesjährige Lesemarathon statt. Auf-
taktveranstaltung: Montag, den 
19.3.2012, 20.00 Uhr, Dorotheen-
städtische Buchhandlung, 10559 
Berlin, Turmstraße 5. Weitere Termi-
ne erfragen unter: 030/88 66-54 02

Reihe: Fast vergessene Schriftstel-
lerinnen und Schriftsteller, Donners-
tag, 29. März 2012, 19.30 Uhr, Li-
teraturhaus Berlin, Fasanenstr. 23, 
Kaminraum. Der Schriftsteller Jan Eik 
stellt Leben und Werk der Autorin 
Agathe Lasch (1879-1942) vor, die 
Schriftstellerin Elke Querbeet liest 
Texte der Autorin. Der Eintritt ist frei, 
Infos 030-88 66 54 02

	 Mu s i k

ver.di-Chor: Probe jeden Dienstag 
von 18 bis 20.30 Uhr, ver.di-Bundes-
verwaltung, Paula-Thiede-Ufer 10, 
10179 Berlin. Es wird noch Verstär-
kung gesucht. Kontakt: info@verdi-
chor.de oder 030-69 56 28 01, Infos: 
www.verdichor.de

	 Th e at e r  &  B ü h n e n

Sitzungen des Geschäftsführenden 
Vorstands der FG 10 am 2. Montag des 
Monats. Infos: Tel. 030-88 66-54 12.

	 Verlage, Druck & Papier

Vorstandssitzungen: Mitgliederof-
fene Vorstandssitzungen an jedem 

zweiten Mittwoch im Monat, 17.30 
Uhr in der MedienGalerie, Haus der 
Buchdrucker, Dudenstraße 10. 
Nächste Termine: 14. März, 11. April. 
Infos: 030/88 66-54 05.

Tarifrunde: Zur Vorbereitung der Ta-
rifrunde in der Papierverarbeitung 
findet am 8. März, 17.30 Uhr im  
ver.di-Landesbezirk, Köpenicker Str. 
30, Raum 5.12, ein Erfahrungsaus-
tausch für die Beschäftigten der Pa-
pier, Pappe und Kunststoff verarbei-
tenden Industrie in Berlin statt.

	 A kt i ve  E r w e r b s lo s e

Die Erwerbslosen von ver.di Berlin 
treffen sich jeden 2. und 4. Donners
tag um 17.30 Uhr in der Köpenicker 
Str. 30. Kontakt: Claudia Spreen, Tel.: 
030 / 626 62 45, claudia.spreen@
verdi-berlin.de und Martin Flamm, 
martin.flamm@verdi-berlin.de

	 S e n i o r e n

Seniorenausschuss FB 8: Vorstands
sitzungen 19. März und 7. Mai, Mit-
gliederversammlungen 2. April und 
21. Mai, 11 Uhr, Raum 4.12, Köpe-
nicker Str. 30 (gewerkschaftsöffent-
lich). http: //bb.ver.di.de/frauen_
gruppen/seniorinnen_und_senioren

Seniorengruppe Funkhaus: Mit-
gliederversammlung 7. März 14 Uhr 
im ND-Haus, Franz-Mehring-Platz 1 
– Raum 2. Thema: Patientenrechte 
– was muss man wissen – was sollte 
man tun? Referent von der Unabhän
gigen Patientenberatung Deutsch-
land (UPD).

�ADN-Senioren: Am letzten Montag 
jedes Monats (außer Dezember) um 
14 Uhr in der Begegnungsstätte der 

Seminar
»Selbstständige und ALG II« am 
21./22. Februar 2012. Das Seminar 
beantwortet Fragen rund um das Le-
ben Selbstständiger in Kunst und Me-
dien mit Arbeitslosengeld II. Es geht 
um Förderung, Einstiegsgeld, Einkom
mensanrechnung, Bescheide und Bei
träge zu Krankenkassen und Arbeits-
losenversicherung, um Künstlersozi-
alkasse und JobCenter. Das Seminar 
ist für ver.di-Mitglieder kostenfrei, 
Nichtmitglieder zahlen 30 Euro. An-
meldung unter 030/88 66 41 50.
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MedienGalerie
Die aktuelle Ausstellung »Berliner Tat-
orte« (siehe S. 3) ist noch bis 29. Februar 
zu sehen. Danach wird eine thematische 
Kunst-Schau vorbereitet. Vier Künstle-
rInnen aus Nordrhein-Westfalen zeigen ab 
2. März Arbeiten unter dem Titel »Frem-
des leben – fremdes Leben«. Zur Vernis-
sage am 1. März um 18 Uhr sind auch 
KünstlerInnen anwesend, die zu den ge-
zeigten Öl- und Mischtechniken, zu Gra-
fiken und Fotografien Auskunft geben. 
Karin Davids spricht stellvertretend zur Er-
öffnung. Die Schau läuft dann bis 13. April.
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Der aktuelle Presseausweis 2012 steckt in den Taschen zehntausender professio
neller JournalistInnen. Immer griffbereit. Denn er legitimiert gegenüber Behörden, 
Veranstaltern und Polizisten. Bei Akkreditierungen, Recherchen vor Ort, bei politi
schen und sportlichen Großereignissen, in Archiven und Unternehmen. Er weist 
die Inhaber als hauptberuflich tätige JournalistInnen aus. Er hilft ihnen weiter.

Presseausweise bei ver.di Berlin-Brandenburg, Köpenicker Str. 30, 10179 Berlin, 
Tel. 030 / 88 66-54 20, Mo./Di. 9 – 16.30, Mi. 9 – 14.30, Do. 9 – 17 Uhr; www.dju-berlinbb.de

Lassen Sie sich nichts vormachen. 
Profis recherchieren mit Presseausweis.

Bankerboni sind artenschutzbedroht?

A l l e s  w a s  R e c h t  i s t
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Im Rahmen von Bildungsprotesten 
hielten Studierende der Freien Uni-

versität im November ein Seminar-
zentrum besetzt. Die Hochschullei-
tung erstattete Anzeige wegen 
Hausfriedensbruchs und ließ das Ge-
bäude polizeilich räumen. Zwei jun-
ge Journalisten waren dabei. Einem 
dritten Fotojournalisten wurde der 
Zutritt verwehrt, begründet damit, 
dass er die polizeilichen Maßnahmen 
ebenso gut von außen durch die 
Fenster fotografieren könne. 

Zunächst lief alles störungsfrei. Die 
durch offen getragene Presseauswei-
se erkennbaren Medienvertreter 
konnten sich im Gebäude frei bewe-
gen und ihrer Arbeit nachgehen. Für 
Nick Jaussi änderte sich das nach ei-
nige Minuten drastisch. Sein Jugend-
presseausweis der »Jungen Presse 
Berlin« wurde im Laufe des Polizei-
einsatzes durch die Einsatzkräfte 
nicht mehr anerkannt. Für die Poli-
zisten galt der Medienvertreter somit 
als Protestler, er wurde vorläufig fest-
genommen, ein Hausfriedensbruch-
Verfahren gegen ihn eingeleitet. Das 
Verfahren wurde später eingestellt, 
da die Freie Universität sämtliche An-
zeigen zurückzog. Jaussi erstattete 
jedoch Dienstaufsichtsbeschwerde 
gegen die verantwortlichen Polizis-
ten.Er ist nicht der einzige Berliner 
Jugendpressevertreter, der durch sei-
ne journalistische Betätigung in den 
vergangen Wochen Probleme mit 
der Polizei bekam. 

Den 13. Dezember 2011 wird Flo-
rian K. wohl nicht so schnell verges-
sen. Es war sechs Uhr morgens, als 
der 18-jährige Gymnasiast durch ein 
hämmerndes Klopfen aus dem 
Schlaf gerissen wird: »Polizei! Herr 
K., machen Sie bitte die Tür auf!«. 
An der Wohnungstür bekam der 
Schüler einen Durchsuchungsbe-
schluss für »Wohn-, Geschäfts- und 
Nebenräume« überreicht. Umgehend 
wurden sechs Polizisten des Berliner 
Landeskriminalamts tätig. Er werde 
verdächtigt, gegen das Kunsturhe-
berrecht verstoßen zu haben, hieß 
es in dem amtlichen Schreiben. Als 
K. erklärte, seinen Anwalt anrufen 
zu wollen, wurde ihm das verwehrt, 
telefonieren durfte der Überrumpel-

te nach seiner Aussage bis zum Ende 
der polizeilichen Maßnahmen nicht 
mehr. Falls ein Zeuge für die Durch-
suchung gewünscht sei, könne er ja 
mal kurz bei den Nachbarn klingeln, 
soll ein Beamter K. erklärt haben. 

Nach rund einer Stunde zogen die 
Ermittler ab. Beschlagnahmt wurden: 
K.s Computer, Laptop, Festplatten, 
Speicherkarten, USB-Sticks, Kameras 
und sein Handy. Die polizeilichen 
Maßnahmen waren damit jedoch 
noch nicht beendet. In einem zivilen 
Polizeitransporter wurde K. zum Lan-
deskriminalamt gebracht, wo er sei-
ne Fingerabdrücke abgeben musste. 
Die Hintergründe liegen in K.s Enga-
gement als Jugendpressevertreter. 
Neben der Schule betätigt sich der 
Gymnasiast als Fotojournalist. Als 
sich im Juni 2011 Neonazis in Berlin-
Mitte versammelten, war auch K. vor 
Ort. Er dokumentierte die NPD-
Kundgebung und die Gegenprotes-
te. Einige seiner Fotos veröffentlich-
te er als Reportage im Internet, da-
runter auch ein Bild, das acht Teil-
nehmer der NPD-Kundgebung zeigt. 
Eine linke Internetseite bediente sich 
offenbar dieses Fotos und veröffent-
lichte einen Bildausschnitt. Dieser 
zeigt einen stadtbekannten Berliner 
Neonazi-Aktivisten, untertitelt mit 
dessen Namen. 

Wohnungsdurchsuchungen fanden 
jedoch nicht bei den Machern der 
Homepage, sondern bei K. als Urhe-
ber des Fotos statt. Ein Vorgang, der 
von Journalistenverbänden scharf 
kritisiert wird. dju-Landesgeschäfts-
führer Andreas Köhn hält solche 
Maßnahmen gegen Pressevertreter 
für »mehr als fragwürdig«. Es sei ab-
surd, »Fotojournalisten für entwen-
dete und veränderte Bilder verant-

wortlich machen zu wollen«. Auch 
Bernd Fiedler, Vorstandsmitglied des 
Verbands der Junge Presse Berlin ist 
empört. K. sei Verbandsmitglied und 
im Besitz eines bundesweit aner-
kannten Presseausweises. Der »Po-
lizeieinsatz ist ein massiver Angriff 
auf die Pressefreiheit«, so Fiedler. 

Kritik kommt auch vom Berliner 
Bündnis gegen Rassismus, einem Zu-
sammenschluss von Verbänden, Par-
teien und Organisationen. In einer 
Stellungnahme wird die Durchsu-
chung als repressives Vorgehen zur 
Beschneidung der Pressefreiheit ge-
rügt. Das Bündnis wirft Staatsanwalt-
schaft und LKA vor, mit zweierlei 
Maß zu messen. Der rechtsradikale 
»Nationale Widerstand Berlin« kön-
ne ungestört eine Homepage mit ei-
ner Liste potenzieller Gegner und 
Angriffsziele betreiben und veröf-
fentliche sogar Mordaufrufe – wäh-

rend das »LKA offenbar ausreichend 
Kapazitäten zu haben scheint, um 
überdimensionierte Ermittlungen 
und Maßnahmen wegen eines un-
bestätigten Verdachtes des Verstoßes 
gegen das Kunsturheberrechtsgesetz 
durchzuführen«. 

Die Hausdurchsuchung bei Florian 
K. ist noch nicht erledigt. So wartet 
die Linken-Fraktion im Berliner Ab-
geordnetenhaus noch auf die Beant-
wortung einer kleinen Anfrage. Sie 
interessiert sich dafür, ob der Senat 
einen »derart schwerwiegenden Ein-
griff in die Persönlichkeits- und Pres-
sefreiheitsrechte wegen eines Ver-
dachts auf Kunsturheberrechtsver-
letzung« für verhältnismäßig hält. 
Auch Florian K. konnte noch nicht 
zur Normalität zurückkehren – sämt-
liche sichergestellten Arbeitsgeräte 
sind nach wie vor beschlagnahmt.

 � Björn Kietzmann 

Nachwuchs im Konflikt mit der Staatsgewalt 
Polizeiaktionen gegen Fotografen unter dem Vorwand des Kunsturheberrechts

Sechs Polizisten um 

Sechs Uhr früh
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Wird hier mit zweierlei Maß gemes-
sen?� Foto: Kietzmann


